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Allgemeine Begründung 

 

 

Mit dem Haushaltsentwurf 2016 sinkt die Neuverschuldung im Jahr 2016 auf rund 

52 Mio. Euro. Gegenüber dem Soll 2015 (einschl. Nachtrag) sinkt sie um rund 

126 Mio. Euro. 

 

Das strukturelle Defizit nach den Maßstäben des Gesetzes zur Ausführung von Ar-

tikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein beträgt im Jahr 2016 rund 

394 Mio. Euro. Es unterschreitet die Vorgabe nach § 4 Absatz 2 des Ausführungs-

gesetzes um rund 53 Mio. Euro. Die Defizitabbauvorgabe wird eingehalten.        

Gegenüber dem Soll 2015 (einschl. Nachtrag) sinkt das strukturelle Defizit um 

29 Mio. Euro. 

 

Das strukturelle Defizit nach den Maßstäben der Verwaltungsvereinbarung zum 

Gesetz zur Gewährung von Konsolidierungshilfen im Jahr 2016 liegt rund 

62 Mio. Euro. Die Obergrenze für das strukturelle Defizit gemäß § 4 der Verwal-

tungsvereinbarung beträgt rund 527 Mio. Euro. Die Defizitvorgabe wird damit um 

rund 465 Mio. Euro unterschritten. Die Auszahlung der Konsolidierungshilfen in Hö-

he von 80 Mio. Euro ist gesichert. 
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Entwurf 
Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplanes 

für das Haushaltsjahr 2016 
(Haushaltsgesetz 2016) 
Vom     Dezember 2015 

 
 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 1 
Feststellung des Haushaltsplanes 

 

   

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Haushaltsplan des Landes Schleswig-Holstein 
für das Haushaltsjahr 2016 wird in Einnahme 
und Ausgabe auf  
 

14 565 779 500 Euro 
 

sowie hinsichtlich der Verpflichtungsermächti-
gungen auf 

1 348 237 000 Euro 
festgestellt. 
 

Feststellung der Beträge für das Haushalts-
jahr 2016. 
Die Konjunkturkomponente beträgt 
300.000.000 Euro. 

  

§ 2 
Kreditermächtigungen, 

derivative Finanzgeschäfte 
 

   

(1) Das Finanzministerium darf zur Deckung 
der Ausgaben Kredite bis zum Höchstbetrag 
von 
 

4 006 685 600 Euro 
 

für das Haushaltsjahr 2016 aufnehmen. Bei Dis-
kontpapieren ist nur der Nettobetrag auf die 
Kreditermächtigung des jeweiligen Haushalts-
jahres anzurechnen. 
 

 
 
 
Festlegung des Betrages für das Haus-
haltsjahr 2016. 

  

(2) Das Finanzministerium darf ab Oktober 
des jeweiligen Haushaltsjahres im Vorgriff auf 
die Kreditermächtigung des nächsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von 5 % des 
in § 1 für die Einnahmen und Ausgaben des 
betreffenden Haushaltsjahres festgestellten 
Betrages aufnehmen. Die hiernach aufge-
nommenen Kredite sind auf die Kreditermäch-
tigung des folgenden Haushaltsjahres anzu-
rechnen. 
 

   

(3) Kredite und derivative Finanzgeschäfte 
nach § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) sind in inländischer Währung ab-
zuschließen. Eine Aufnahme von Fremdwäh-
rungskrediten ist zulässig, wenn das damit 
verbundene Wechselkursrisiko bezüglich Kapi-
tal und Zinsen in voller Höhe durch Wechsel-
kurssicherungsgeschäfte ausgeschlossen 
wird. Auf die jeweilige Kreditermächtigung des 
Absatzes 1 ist der sich nach der Wechselkurs-
sicherung ergebende Kapitalbetrag in inländi-
scher Währung anzurechnen. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(4) Als Grundlage für die Steuerung der 
Zinsausgaben in den Jahren bis 2021 wer-
den im Haushaltsjahr 2016 folgende Plan-
größen für die gesamten Zinsausgaben 
zugrunde gelegt:  
- für 2017: 703 000 000 Euro, 
- für 2018: 766 000 000 Euro,  
- für 2019: 782 000 000 Euro,  
- für 2020: 855 000 000 Euro und  
- für 2021: 869 000 000 Euro. 
Im Haushaltsansatz und in den unter Satz 1 
ausgewiesenen Plangrößen sind für die 
Zinsänderungsrisiken (§ 3 Absatz 3 Satz 3) 
enthalten:  
- für 2016:   65 000 000 Euro, 
- für 2017:   80 000 000 Euro, 
- für 2018: 115 000 000 Euro, 
- für 2019: 115 000 000 Euro, 
- für 2020: 115 000 000 Euro und  
- für 2021: 120 000 000 Euro. 
 

Das Zinsänderungsrisiko wird wie bisher als 
Schwankungsbreite der Zinsausgaben nach 
oben definiert. Der Ausweis und die Quanti-
fizierung der Risiken zwecks Begrenzung 
im Haushaltsgesetz erfolgt in Form einer 
Teilgröße der Zinsausgaben. Ergänzend 
werden jeweils die gesamten jährlichen 
Zinsausgaben bis 2021 ausgewiesen. Da-
mit wird der unmittelbare Zusammenhang 
zwischen den Zinsänderungsrisiken und 
den gesamten jährlichen Zinsausgaben 
deutlich. 
Mit der Neufassung des § 2 Abs. 4 wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass im 
Haushalt und Finanzplan stets das absolute 
Niveau der gesamten Zinsausgaben maß-
geblich ist und in diesem Rahmen die Be-
rücksichtigung der Zinsänderungsrisiken in 
Form von Teilgrößen erfolgt. Der Ausweis 
der gesamten Zinsausgaben sowie der ein-
bezogenen Zinsänderungsrisiken in den 
jeweiligen Jahren ist sachgerecht und er-
höht die Transparenz.  
Die Zinsänderungsrisiken wurden bisher 
auf Grundlage eines einzigen Risiko-
Zinsszenarios, der sog. 1%-Sensitivität, 
festgesetzt. Mit dem Haushalt 2016 wird ein 
standardisiertes wissenschaftliches Modell 
zur Simulation von Zinsszenarien einge-
setzt. Auf Basis einer Vielzahl möglicher 
Zinsszenarien werden das langfristige 
Spektrum der Zinsausgaben sowie die ent-
sprechenden Zinsänderungsrisiken abgelei-
tet und im Zusammenhang dargestellt. Die 
Erfassung und Steuerung der Zinsände-
rungsrisiken ist damit wesentlich fundierter. 
Im Vergleich zum Vorjahr ergeben sich für 
2016 und 2017 eine leichte Reduzierung 
sowie für die Folgejahre eine leichte Erhö-
hung des Risikopotenzials. 
 

  

(5) Das Finanzministerium darf im Eigenbe-
stand befindliche Wertpapiere des Landes 
vorübergehend Kreditinstituten gegen Entgelt 
überlassen. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(6) Das Finanzministerium darf Kassenver-
stärkungskredite bis zu 10 % des in § 1 für 
Einnahmen und Ausgaben des jeweiligen 
Haushaltsjahres festgestellten Betrages auf-
nehmen. Darüber hinaus darf das Finanzmi-
nisterium zur Deckung eines nicht vorhergese-
henen Liquiditätsbedarfs Vereinbarungen mit 
Kreditinstituten abschließen, die eine kurzfris-
tige Liquiditätsbeschaffung durch Beleihung 
von im Eigenbestand des Landes befindlichen 
Wertpapieren bis zu einem Betrag von 
500 000 000 Euro ermöglichen. 
 

   

(7) Das Finanzministerium darf Darlehen, die 
der Bund den Ländern zweckgebunden ge-
währt, mit dem auf Schleswig-Holstein entfal-
lenden Anteil aufnehmen. Ferner darf das Fi-
nanzministerium Darlehen aus dem sonstigen 
öffentlichen Bereich aufnehmen, die zweckge-
bunden für eine im Haushaltsplan veran-
schlagte Maßnahme gewährt werden und die 
zinsgünstiger als Kapitalmarktdarlehen sind. 
 

   

(8) Zur wechselseitigen Besicherung von Kre-
ditrisiken aus derivativen Geschäften wird das 
Finanzministerium ermächtigt, im Rahmen und 
für die Laufzeit dieser Geschäfte Sicherheiten 
in Form verzinster Barmittel entgegenzuneh-
men und zu stellen. Der damit verbundene 
Finanzierungsbedarf wird auf die Ermächti-
gung gemäß Absatz 6 Satz 1 angerechnet und 
darf einen Betrag von 500 000 000 Euro nicht 
überschreiten. 
 

   

§ 3 
Kredit- und Zinsmanagement 

 

   

(1) Beim Finanzministerium ist ein Kredit- und 
Zinsmanagement einzurichten. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(2) Das Kredit- und Zinsmanagement be-
schafft die im Haushalt veranschlagten Kre-
ditmarktmittel, schließt derivative Finanzge-
schäfte gemäß § 18 Absatz 6 LHO ab und 
verwaltet den Schulden- und Derivatbestand 
des Landes. Es plant und steuert die Struktur 
der Kreditmarktschulden sowie die derivativen 
Finanzgeschäfte in Abhängigkeit von der er-
warteten Entwicklung der Kreditmarktzinsen 
mit dem Ziel, die Zinsausgaben des Haushalts 
über einen längerfristigen Planungszeitraum 
unter Beachtung von Zinsänderungsrisiken zu 
optimieren. Bei der Planung und Steuerung 
der Zinsausgaben aus den Kreditmarktschul-
den sind insbesondere der Zeitpunkt der Kre-
ditaufnahme, die Fälligkeits- und Zinsbin-
dungsstruktur der Kreditmarktschulden festzu-
legen und zinsgünstige Möglichkeiten der Kre-
ditbeschaffung zu nutzen. Durch den ergän-
zenden Einsatz derivativer Finanzgeschäfte 
kann die Zinsbindungsstruktur der Kredit-
marktschulden zusätzlich gestaltet werden. 
 

   

(3) Das Kredit- und Zinsmanagement setzt 
zur Unterstützung der Steuerung der Zins-
ausgaben unter Kosten-Risiko-Aspekten 
ein Referenz-Portfolio und alternative Zins-
szenarien ein. Die Zinsbindungsstruktur des 
Referenz-Portfolios wird unter Berücksichti-
gung der langfristigen Risikoabsorptionsfähig-
keit des Haushalts festgelegt. Zinsänderungs-
risiken stellen potenzielle Zinsmehrausga-
ben in den zukünftigen Jahren dar. Die 
Quantifizierung der gesamten Zinsausga-
ben sowie der Zinsänderungsrisiken er-
folgt unter Einsatz eines standardisierten 
Verfahrens zur Simulation von Zinsszena-
rien. Das Verfahren ist regelmäßig unter 
Berücksichtigung des Standes der Wis-
senschaft zu überprüfen und fortzuentwi-
ckeln. 
 

Das Zinsänderungsrisiko wird wie bisher als 
Schwankungsbreite der Zinsausgaben nach 
oben definiert. Der Ausweis und die Quanti-
fizierung der Risiken zwecks Begrenzung 
im Haushaltsgesetz erfolgt in Form einer 
Teilgröße der Zinsausgaben. Ergänzend 
werden jeweils die gesamten jährlichen 
Zinsausgaben bis 2021 ausgewiesen. Da-
mit wird der unmittelbare Zusammenhang 
zwischen den Zinsänderungsrisiken und 
den gesamten jährlichen Zinsausgaben 
deutlich. 
Die Neufassung des § 3 Abs. 3 bringt zum 
Ausdruck, dass alternative Zinsszenarien 
eine wesentliche Grundlage der Steuerung 
der Zinsausgaben unter Kosten-Risiko-
Aspekten bilden. Kernstück ist der Einsatz 
eines standardisierten wissenschaftlichen 
Modells zur Simulation von Zinsszenarien. 
Auf Basis einer Vielzahl möglicher Zinssze-
narien werden das langfristige Spektrum 
der Zinsausgaben sowie die entsprechen-
den Zinsänderungsrisiken abgeleitet und im 
Zusammenhang dargestellt. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(4) Die mit dem Abschluss derivativer Finanz-
geschäfte verbundenen Kreditrisiken sind 
durch geeignete Verfahren, die die Sicherhei-
tenstellung für Neugeschäfte umfassen, zu 
begrenzen. Betriebs- und Abwicklungsrisiken 
sind durch organisatorische und personalwirt-
schaftliche Maßnahmen sowie durch eine 
funktionale Trennung des Abschluss- und Ab-
wicklungsbereichs zu begrenzen 
 

   

(5) Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsopti-
onen sind zur Risikovorsorge einer Zinsaus-
gleichsrücklage zuzuführen und zweckgebun-
den zum Ausgleich von Zinsmehrausgaben zu 
verwenden. Soweit Rücklagenmittel nicht 
mehr zur Abdeckung optionaler Zinsände-
rungsrisiken benötigt werden, sind sie zum 
Ausgleich von Zinsmehrausgaben während 
des Haushaltsvollzugs und zur Verstetigung 
der Zinsausgabenentwicklung im Finanzpla-
nungszeitraum einzusetzen. 
 

   

§ 4 
Haushaltswirtschaftliche Sperren 

 

   

(1) Über die Bestimmung des § 41 LHO hin-
aus darf das Finanzministerium Ausgaben 
sperren, wenn und soweit hierfür unvorherge-
sehen von anderer Seite nicht veranschlagte 
Mittel zweckgebunden bereitgestellt werden. 
Gleiches gilt, wenn Änderungen im Bundes-
recht oder auf EU-Ebene zu Minderausgaben 
im Landeshaushalt führen. 
 

   

(2) Nach § 41 LHO und nach Absatz 1 ge-
sperrte Beträge sind in der Landeshaushalts-
rechnung als Minderausgabe nachzuweisen. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Realisierung von globalen Minderausgaben 
und bei nicht genehmigten Haushaltsüber-
schreitungen des Vorjahres im laufenden 
Haushaltsjahr Ausgaben zu sperren. 
 

   

§ 5 
Betragsgrenzen bei über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

und Verpflichtungen 
 

   

(1) Der gemäß § 37 Absatz 2 Buchstabe a 
LHO zu bestimmende Betrag wird auf 500 000 
Euro festgesetzt. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(2) Der gemäß § 37 Absatz 3 LHO zu bestim-
mende Rahmen wird auf mehr als 500 000 
Euro bis zu 2 500 000 Euro festgesetzt. 
 

   

§ 6 
Zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen 

 

   

(1) Das Finanzministerium darf, auch wenn 
kein Fall des § 37 Absatz 1 oder des § 38 Ab-
satz 1 LHO vorliegt, in Ausgaben oder in Ver-
pflichtungen einwilligen, wenn und soweit hier-
für nicht veranschlagte Mittel zweckgebunden 
von anderer Seite gezahlt oder rechtsverbind-
lich zugesagt sind. 
 

   

(2) Unvorhergesehene dringliche Ausgaben, in 
denen kein Fall des § 37 Absatz 1 LHO vor-
liegt, dürfen bis zu einem Betrag von 100 000 
Euro im Einzelfall pro Haushaltsjahr geleistet 
werden, wenn der Finanzausschuss einwilligt 
und die Deckung gesichert ist. Der Gesamtbe-
trag der Ausgaben darf 1 500 000 Euro pro 
Haushaltsjahr nicht übersteigen.  
 

   

§ 7 
Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

 

   

(1) Im Einzelplan 12 dürfen bei den Haupt-
gruppen 7 und 8 mit Ausnahme der Gruppe 
711 Ausgaben nur mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums geleistet werden. 
 

   

(2) Im Einzelplan 12 sind die Ausgaben für die 
Bauunterhaltung (Gruppe 519) übertragbar. 
 

   

(3) Im Einzelplan 12 sind 
 
1. innerhalb der einzelnen Kapitel die Ausga-

ben der Gruppe 519 und der Gruppe 711 
gegenseitig deckungsfähig, 

 
2. innerhalb des Einzelplans mit Zustimmung 

des Finanzministeriums gegenseitig de-
ckungsfähig die Ausgaben der Gruppen 
712 bis 749 und 894. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 8 
Allgemeine und Einzelplan übergreifende 

Bewirtschaftungsregeln 
 

 

   

(1) Aus den Ausgaben der Titel 422 03 dürfen 
auch die Vergütungen der Auszubildenden im 
Sinne des § 4 Absatz 2 oder 3 des Landesbe-
amtengesetzes gezahlt werden. 
 

   

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel fließen die 
Einnahmen aus 
 
1. der Anfertigung von Fotokopien und aus 

Vervielfältigungen für Dritte, 
 
2. Schadensersatzleistungen Dritter, die nicht 

im Zusammenhang mit Kfz-Unfällen stehen, 
insoweit, als sie zur Instandsetzung be-
stimmt sind, sowie aus der Abgabe von Be-
triebsstoffen und Ersatzteilen an Dritte und 

 
3. Erstattungen Dritter im Zusammenhang mit 

Ausgaben der Gruppe 517 
 
den Ausgaben der Obergruppe 51 zu. 
 

   

(3) Erstattungen von Personalausgaben 
(Hauptgruppe 4) und Eingliederungszuschüs-
se der Bundesagentur für Arbeit können durch 
Absetzen von der Ausgabe vereinnahmt wer-
den. 
 

   

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
die Durchführung des „Sabbatjahres“ in den 
jeweiligen Kapiteln Titel für Zuführungen an 
die zweckgebundene Rücklage zu Lasten der 
Personalkostentitel, für Entnahmen aus der 
Rücklage sowie andere damit im Zusammen-
hang stehende Titel einschließlich der ent-
sprechenden Haushaltsvermerke einzurichten. 
 

   

(5) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern im Rahmen von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen können zu 
Lasten von Titeln der Gruppe 427 für die Dau-
er der von der Bundesagentur für Arbeit zuge-
sagten Förderung Arbeitsverträge auch über 
das Haushaltsjahr hinaus abgeschlossen wer-
den. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(6) Das Finanzministerium unterrichtet den 
Finanzausschuss, wenn im Verlauf des Haus-
haltsjahres erkennbar wird, dass bestimmte 
Ausgabetitel voraussichtlich in erheblichem 
Umfang nicht ausgeschöpft werden. 
 

   

(7) Werden veranschlagte Investitionen im 
Haushaltsvollzug bei nachgewiesener Wirt-
schaftlichkeit durch alternative Beschaffungs-
formen (wie z.B. Leasing- oder ähnliche Ver-
träge) ersetzt, sind die hierfür erforderlichen 
Mittel auf einen gegebenenfalls neu einzurich-
tenden Titel der Hauptgruppe 5 umzusetzen 
(Solländerung). Die Einsparungen sind bei den 
jeweiligen Investitionen als Minderausgaben 
nachzuweisen. 
 

   

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts und nach 
Maßgabe der Entscheidung der Landesregie-
rung Haushaltsmittel gegen Deckung bereit zu 
stellen, die zur Abwehr einer drohenden 
Schadenslage im Schleswig-Holsteinischen 
Küstenmeer erforderlich sind, und die entspre-
chenden Titel einzurichten. Der Finanzaus-
schuss ist unverzüglich zu unterrichten. 
 

   

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in 
Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres 
und Bundesangelegenheiten Abschlagszah-
lungen auf das erwartete Abrechnungsergeb-
nis im Rahmen des Kommunalen Finanzaus-
gleichs an die Kommunen festzusetzen, wenn 
die aufgrund der Steuerschätzung zu erwar-
tenden Steuereinnahmen das veranschlagte 
Haushaltssoll wesentlich übersteigen. Die 
Mehrausgaben sind durch entsprechende 
Steuermehreinnahmen zu decken. Darüber 
hinaus wird das Finanzministerium ermächtigt, 
in Abstimmung mit dem Ministerium für Inne-
res und Bundesangelegenheiten die Finanz-
ausgleichsmasse auf der Grundlage der Steu-
ereinnahmen entsprechend dem langfristigen 
Durchschnitt neu zu berechnen und festzuset-
zen. Die Feststellung der Steuereinnahmen 
entsprechend dem langfristigen Durchschnitt 
erfolgt durch das Finanzministerium. Die 
Mehrausgaben sind durch entsprechende 
Minderausgaben oder Mehreinnahmen zu 
decken. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(10) Zur Durchführung von ÖPP-Projekten, 
deren Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist, wird 
das Finanzministerium im Einvernehmen mit 
dem jeweiligen Ressort ermächtigt, Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen zu einem 
von ihm einzurichtenden Titel der Hauptgrup-
pen 5 oder 8 im selben Kapitel umzusetzen, 
wenn und soweit Ausgaben oder Verpflich-
tungsermächtigungen für die Maßnahme vor-
gesehen waren. Minderausgaben bei den je-
weiligen Investitionstiteln sind einzusparen. 
 

   

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
auf Antrag eines Ressorts Titel der Haupt-
gruppen 6 bis 8 einzurichten und Mittel der 
Obergruppe 42 auf diese oder vorhandene 
Titel der Hauptgruppen 6 bis 8 umzusetzen, 
wenn dargelegt wird, dass durch zusätzliche, 
über die Vorgaben des Haushalts hinaus ge-
hende Einsparmaßnahmen Planstellen oder 
Stellen dauerhaft nicht wieder besetzt werden. 
 

   

(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
im Zusammenhang mit der Aufnahme, Unter-
bringung, Versorgung und Gesundheitsver-
sorgung von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern so-
wie in zusätzliche Ausgaben oder Verpflich-
tungen einzuwilligen, wenn und soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. Im 
gleichen Zusammenhang darf das Finanz-
ministerium auf Antrag des Ministeriums 
für Inneres und Bundesangelegenheiten 
erforderliche neue Planstellen oder Stellen 
befristet ausbringen. Ebenso darf das Fi-
nanzministerium auf Antrag des Ministeri-
ums für Inneres und Bundesangelegenhei-
ten und im Einvernehmen mit dem be-
troffenen Ressort und dem Zentralen Per-
sonalmanagement der Übertragung, Um-
wandlung oder Hebung von Planstellen 
und Stellen zustimmen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ob für zusätzliche Bedarfe im Zusammen-
hang mit der Aufnahme, Unterbringung, 
Versorgung und Gesundheitsversorgung 
von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 
neue Planstellen und Stellen eingerichtet 
werden, ein „Leihstellenmodell“ unter Betei-
ligung mehrerer Ressorts zum Einsatz 
kommt oder eine andere Lösung erarbeitet 
wird, ist zurzeit nicht absehbar. Insbesonde-
re wegen der möglichen Beteiligung anderer 
Ressorts ist eine haushaltsgesetzliche Re-
gelung erforderlich. Alle neuen Planstellen 
und Stellen erhalten den Haushaltsvermerk 
„künftig wegfallend zum 31.12.2019“. 
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§ 9 
Struktur- und Funktionalreform 

 

   

(1) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Inneres und 
Bundesangelegenheiten und mit Einwilligung 
des Finanzausschusses für die Übertragung 
von bisher vom Land wahrgenommenen Auf-
gaben auf die Gemeinden, Kreise und kreis-
freien Städte im Rahmen der Struktur- und 
Funktionalreform Haushaltsmittel gegen De-
ckung bereitstellen und die erforderlichen Titel 
einrichten. Zur Finanzierung des Kostenaus-
gleichs wird das Finanzministerium ermächtigt, 
Ausgabeansätze zu sperren sowie Planstellen 
und Stellen mit kw-Vermerken zu versehen. 
 

   

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres 
und Bundesangelegenheiten und dem die 
Aufgabe abgebenden Ressort und mit Einwilli-
gung des Finanzausschusses die zur Übertra-
gung von Aufgaben des Landes auf den kom-
munalen Bereich oder zur Übertragung von 
Aufgaben auf Dritte im Rahmen der Struktur- 
und Funktionalreform erforderlichen Änderun-
gen im Landeshaushalt vorzunehmen. In die-
sem Zusammenhang dürfen Titel mit Haus-
haltsvermerken eingerichtet und in zusätzliche 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
eingewilligt werden. In Höhe dieser zusätzli-
chen Ausgaben und Verpflichtungen sind in 
den betreffenden Einzelplänen Einsparungen, 
insbesondere bei den Personalausgaben und 
den sächlichen Verwaltungsausgaben, zu er-
bringen. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses eine 
Verpflichtungserklärung gegenüber kommuna-
len Trägern und Dritten, die Landesbedienste-
te im Rahmen der Übertragung von Landes-
aufgaben im Rahmen der Struktur- und Funk-
tionalreform übernehmen, für die Übernahme 
der zeitanteiligen Versorgungsbezüge dieser 
Beamtinnen und Beamten für die Zeit nach 
ihrer Versetzung an die kommunalen Träger 
oder Dritte abzugeben. 
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(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den betroffenen Ressorts 
die zur Struktur- und Funktionalreform erfor-
derlichen Änderungen im Landeshaushalt vor-
zunehmen. In diesem Zusammenhang dürfen 
Titel neu eingerichtet, Mittel und Verpflich-
tungsermächtigungen umgeschichtet, und die 
aus stellenplansystematischen Gründen not-
wendigen Planstellen und Stellen für das vor-
handene Personal mit den erforderlichen Ver-
merken im Stellenplan angepasst und ausge-
bracht werden. Die Maßnahmen dürfen nicht 
zu einer Erhöhung der Ausgaben führen. 
 

   

§ 10 
Deckungsfähigkeit und Rücklagen 

 

   

(1) Abweichend von § 20 Absatz 1 und 2 LHO 
gilt zur Deckungsfähigkeit Folgendes: 
 
1. Innerhalb desselben Einzelplans sind ge-

genseitig deckungsfähig die Ausgaben der 
Hauptgruppe 4 und der Obergruppen 51 bis 
54, 

 
2. innerhalb desselben Einzelplans sind ge-

genseitig deckungsfähig die Ausgaben der 
Hauptgruppen 6 bis 8. 

 
Beide Regelungen gelten nur, soweit es sich 
nicht um Ausgaben aus zweckgebundenen 
Einnahmen handelt. 
 

   

(2) Dem Landespolizeiamt, dem Landeskrimi-
nalamt und den Polizeidirektionen sollen die 
für die jeweiligen Dienstbereiche vorgesehe-
nen Haushaltsmittel aufgeschlüsselt so zuge-
wiesen werden, dass das Ministerium für Inne-
res und Bundesangelegenheiten über die Re-
gelung in Absatz 1 hinaus eine einseitige De-
ckungsfähigkeit der Hauptgruppe 5 zugunsten 
der Hauptgruppe 8 zulassen kann. 
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(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Obergruppe 
42 innerhalb eines Einzelplans Titel für die 
Zuführungen an zweckgebundene Rücklagen, 
Entnahmen aus der Rücklage sowie andere 
damit im Zusammenhang stehende Titel ein-
schließlich der entsprechenden Haushalts-
vermerke einzurichten und zu ändern. Die 
Mittel aus der Rücklage sind für Personalaus-
gaben und für Maßnahmen zu verausgaben, 
die dem Personal zugutekommen. Die Mittel 
dienen somit der Verstärkung der entspre-
chenden Ausgabetitel. 
 

   

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Hauptgrup-
pen 5 bis 8 innerhalb eines Einzelplans Titel 
für die Zuführungen an Rücklagen, Entnah-
men aus der Rücklage sowie andere damit im 
Zusammenhang stehende Titel einschließlich 
der entsprechenden Haushaltsvermerke ein-
zurichten und zu ändern. 
 

   

§ 11 
Stellenpläne und Stellenübersichten 

 

   

(1) Die Einwilligung des Finanzministeriums 
nach § 49 Absatz 5 Satz 2 LHO ist nicht erfor-
derlich bei Abweichungen von den Stellen-
übersichten für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, soweit sie für die nach dem Überlei-
tungstarifvertrag übergeleiteten Beschäftigten 
durch nach den Tarifverträgen vorzunehmen-
de Höhergruppierungen, im Bewährungsauf-
stieg oder infolge Ablaufs einer bestimmten 
Frist bedingt sind. 
 

   

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
im Bewährungsaufstieg oder infolge Ablaufs 
einer bestimmten Frist höhergruppiert worden 
sind, sind auf den Stellen zu führen, aus de-
nen die Höhergruppierungen erfolgt sind. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Stellenpläne und Stellenübersichten der 
Rechtslage anzupassen, wenn und soweit 
Rechtsvorschriften oder Tarifverträge mit be-
soldungs- oder tarifrechtlichen Auswirkungen 
dieses im Haushaltsjahr 2016 zwangsläufig 
erfordern. 
 

 
 
 
 
 
Anpassung an das Haushaltsjahr. 
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(4) Zur Erprobung einer Bewirtschaftung von 
Planstellen und Stellen auf der Grundlage von 
Planstellen- und Stellengruppen dürfen die 
Fachministerien mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums sowie im Einvernehmen mit dem 
Landesrechnungshof in geeigneten Bereichen 
von den Anforderungen des § 49 LHO abwei-
chen. 

   

§ 12 
Leerstellen 

 

   

(1) Die obersten Landesbehörden, die Land-
tagsverwaltung und der Landesrechnungshof 
dürfen Leerstellen mit dem Vermerk „künftig 
wegfallend“ ausbringen, wenn Beamtinnen 
oder Beamte, Richterinnen oder Richter oder 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer länger 
als sechs Monate aufgrund Gesetzes, Tarif-
vertrages oder Vereinbarung von ihrer Dienst-
leistungspflicht befreit sind und nach Wegfall 
des Befreiungsgrundes Anspruch auf Beschäf-
tigung haben. Dasselbe gilt für Beamtinnen 
und Beamte, Richterinnen und Richter sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die für 
einen begrenzten Zeitraum zur Landtagsver-
waltung oder zum Landesrechnungshof 
Schleswig-Holstein oder von der Landtags-
verwaltung abgeordnet oder versetzt werden 
oder abgeordnet oder versetzt worden sind. 
 

   

(2) Das Ministerium für Schule und Berufsbil-
dung kann für Lehrkräfte Leerstellen mit dem 
Vermerk „künftig wegfallend“ auch dann aus-
bringen, wenn die Lehrkraft aus den in Absatz 
1 genannten Gründen für weniger als sechs 
Monate von der Dienstpflicht befreit ist. 
 

   

(3) Für die Hochschulen gilt Absatz 1 mit Zu-
stimmung des für die Hochschulen zuständi-
gen Ministeriums entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   



- 20 - 

 
 

Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 13 
Ausbringung und Übertragung 

von Planstellen und Stellen 
 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der obersten Landesbehörden  

 
1. für freigestellte Personalratsmitglieder ins-

gesamt bis zu 17 Planstellen und Stellen 
auszubringen; die Planstellen und Stellen 
sind mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ 
zu versehen; in den Vorjahren ausgebrach-
te Planstellen und Stellen sind anzurech-
nen, 

 

   

2. im Rahmen der Hochschulprogramme des 
Landes, des Bundes und/oder der Europäi-
schen Union und für andere von Dritten 
durch Vereinbarung finanzierte Professuren 
und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter befristet zusätzliche Planstellen 
und Stellen einzurichten, wenn und soweit 
die damit verbundenen Ausgaben gedeckt 
sind; über die Veränderungen ist der Fi-
nanzausschuss zu unterrichten, bei Finan-
zierung im Rahmen der Hochschulpro-
gramme des Landes ist dessen Einwilligung 
erforderlich, 
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3. zur Sicherstellung der Unterrichtsversor-
gung in den allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen für 
 
a) auf Dauer für den Unterricht einge-

schränkt dienstfähige oder volldienstun-
fähige Lehrkräfte und 

 
b) vorzeitig in den Ruhestand versetzte 

Lehrkräfte, die nach ihrer Reaktivierung 
auf Dauer für den Unterricht einge-
schränkt dienstfähig oder voll dienstun-
fähig sind, 

 
bis zu 15 zusätzliche Planstellen und Stel-
len einzurichten; die Planstellen und Stellen 
erhalten den Vermerk „künftig wegfallend 
mit Ausscheiden der Stelleninhaberin oder 
des Stelleninhabers“ und können in andere 
Einzelpläne übertragen werden; in An-
spruch genommene Ermächtigungen aus 
den Vorjahren sind anzurechnen; wirksam 
gewordene Vermerke „künftig wegfallend 
mit Ausscheiden der Stelleninhaberin oder 
des Stelleninhabers“ fallen dem Ermächti-
gungsrahmen wieder zu (Stellenpool); die 
in 2016 entstehenden Mehrbedarfe werden 
gedeckt durch Einsparungen in Höhe von 
75 % zu Lasten des Kapitels 1105 - Ver-
sorgung, Unfallfürsorge und Ausgleichsbe-
träge - und zu 25 % vom jeweils aufneh-
menden Ressort; das Finanzministerium 
wird ermächtigt, die zur Deckung erforderli-
chen Haushaltsmittel umzusetzen, 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung. 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an das Haushaltsjahr. 

  

4. bei Vorliegen gesetzlicher Ansprüche (z.B. 
Rückkehr aus Beurlaubungen, Arbeitszei-
terhöhungen) zusätzliche Planstellen und 
Stellen einzurichten, sofern die Finanzie-
rung gesichert ist; die Planstellen und Stel-
len sind mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ zu versehen. 
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(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Schaffung von bis zu 78 zusätzlichen Ausbil-
dungsplätzen, davon mindestens 16 für Kauf-
leute für Bürokommunikation, Mittel gegen 
Deckung an anderer Stelle des Haushalts be-
reitzustellen, gegebenenfalls die erforderlichen 
Titel einzurichten, Mittel umzusetzen und Stel-
len auszubringen. In Anspruch genommene 
Ermächtigungen aus Vorjahren sind anzu-
rechnen. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
Bedarf für das Kapitel 1319 neue Planstellen 
auszubringen, sofern dies nicht zu einer Erhö-
hung des Zuschusses zum laufenden Betrieb 
des Landeslabors führt. 
 

   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
4 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

(4) Das Finanzministerium darf auf Antrag 
einer obersten Landesbehörde im Einverneh-
men mit dem Zentralen Personalmanagement 
in der Staatskanzlei insgesamt bis zu fünf zu-
sätzliche mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ 
(spätestens nach drei Jahren) zu versehende 
Planstellen oder Stellen bis zur Besoldungs-
gruppe A 14 oder der entsprechenden Ent-
geltgruppe in den jeweiligen Einzelplänen 
ausbringen, soweit dies zur Erfüllung unvor-
hergesehener und dringender Aufgaben erfor-
derlich ist und die Ausgaben hierfür im jeweili-
gen Einzelplan gedeckt werden. 
 

Redaktionelle Änderung.   

§ 14 
Ermächtigungen für sonstige 

Personal bewirtschaftende Maßnahmen 
 

   

(1) In der Landesverwaltung sollen 20 % der 
neu zu besetzenden Stellen für Auszubilden-
de, Anwärterinnen und Anwärter mit Schwer-
behinderten besetzt werden. Das Nähere re-
gelt das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium. 
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(2) Innerhalb der Einzelpläne dürfen in den 
Kapiteln ausgebrachte Planstellen und Stellen 
auch in anderen Kapiteln in Anspruch ge-
nommen werden. Dabei darf es zu keiner Ver-
stärkung des Kapitels 01 „Ministerium“ kom-
men. Über den weiteren Verbleib ist im nächs-
ten Haushaltsplan zu bestimmen. 
 

   

(3) Das Finanzministerium darf bei Bedarf auf 
Antrag der Fachministerien Stellen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Planstellen 
umwandeln. Die Umwandlungen dürfen nicht 
zu Mehrausgaben führen. 
 

   

(4) Ausgaben für die Vergabe von Leistungs-
stufen nach § 28 Absatz 6 Besoldungsgesetz 
Schleswig-Holstein in Verbindung mit der Leis-
tungsstufenverordnung vom 11. November 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 597), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
30. November 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 535), 
dürfen im Rahmen der rechtlichen Bestim-
mungen aus den verbindlichen Personalkos-
tenansätzen der Obergruppe 42 geleistet wer-
den. 
 

 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung. 

  

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
partiell dienstunfähige Beamtinnen und Beam-
te, die bei anderen Einrichtungen weiterbe-
schäftigt werden können, bis zu 75 % der Per-
sonalausgaben zu Lasten des Kapitels 1105 
und zugunsten eines Zuschusses an diese 
Einrichtung umzusetzen und zu diesem Zweck 
eventuell erforderliche Titel einzurichten. 
 

   

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
zum Abbau von Personalüberhängen in der 
Landesverwaltung Planstellen und Stellen 
einschließlich der Personalmittel umzusetzen.  
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(7) Bei den allgemeinbildenden Schulen (Kapi-
tel 0711 bis 0715) und den berufsbildenden 
Schulen (Kapitel 0716) dürfen mit Einwilligung 
des Finanzministeriums freie und besetzbare 
Planstellen oder Stellen für Lehrkräfte mit bis 
zu zwei Lehrkräften in Ausbildung besetzt 
werden. Die Ermächtigung gilt für bis zu 700 
Lehrkräfte in der Ausbildung. Jeweils drei freie 
und besetzbare Planstellen für Beamte im 
Vorbereitungsdienst in den allgemeinbilden-
den Schulen (Kapitel 0711 bis 0715) und den 
berufsbildenden Schulen (Kapitel 0716) dürfen 
mit Einwilligung des Finanzministeriums mit 
einer Lehrkraft besetzt werden. Die Ermächti-
gung gilt für bis zu 100 Lehrkräfte. 
 

 
 
 
 
Redaktionelle Änderung. 

  

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
im Zusammenhang mit den bundeseinheitlich 
durchzuführenden Personalbedarfsberech-
nungen der Steuerverwaltung erforderlichen 
Änderungen in den Stellenplänen des Kapitels 
0505 vorzunehmen. In diesem Zusammen-
hang dürfen die aus stellenplansystemati-
schen Gründen notwendigen Planstellen und 
Stellen für das vorhandene Personal mit den 
erforderlichen Vermerken in den Stellenplänen 
angepasst und maximal bis zu 20 Planstellen 
und Stellen ausgebracht werden. Die Maß-
nahmen dürfen nicht zur Erhöhung der Aus-
gaben führen. 
 

   

(9) Der durch Teilzeitbeschäftigung im Rah-
men der Altersteilzeit nach § 63 Absatz 1 des 
Landesbeamtengesetzes freiwerdende Anteil 
einer Planstelle darf nicht wieder besetzt wer-
den. Im nächsten Haushalt ist die betreffende 
Planstelle oder ein Äquivalent in Abgang zu 
stellen oder mit einem Vermerk „künftig weg-
fallend spätestens zum ...“ zu versehen. Als 
Zeitpunkt des spätesten Wegfalls ist das Ende 
der Altersteilzeit zu wählen. Abweichende Re-
gelungen aus Vorjahren mit Bezug auf arbeits- 
und beamtenrechtliche Regelungen gelten für 
Fälle aus diesen Jahren fort. Für den Fall der 
Wiedereinführung der Altersteilzeit im Tarifbe-
reich für die schleswig-holsteinische Landes-
verwaltung gilt für Tarifbeschäftigte Entspre-
chendes. 
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(10) Planstellen, die im laufenden Haushalts-
jahr durch die Inanspruchnahme der Vorruhe-
standsregelung nach § 36 Absatz 4 Landes-
beamtengesetz frei werden, dürfen nicht wie-
der besetzt werden. Im nächsten Haushalt ist 
die betreffende Planstelle oder ein Äquivalent 
in Abgang zu stellen. 
 

   

(11) Abfindungen an Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer dürfen in den jeweiligen Kapiteln 
zu Lasten der Titel der Gruppe 428 geleistet 
werden. Die betreffende Stelle darf im laufen-
den Haushaltsjahr nicht wieder besetzt wer-
den. Im nächsten Haushaltsjahr ist die Stelle 
oder ein Äquivalent in Abgang zu stellen. Das 
Nähere regelt das Finanzministerium. 
 

   

(12) Die obersten Landesbehörden dürfen in 
den Kapiteln 0301 und 1013 und den Haus-
haltsplänen der Hochschulen Planstellen und 
Stellen heben, herabgruppieren und umwan-
deln. In der Titelgruppe 64 des Kapitels 0301 
dürfen vorhandene kw-Stellen in andere Ein-
zelpläne oder Kapitel umgesetzt werden. Das 
Finanzministerium und der Finanzausschuss 
sind jeweils zum 31. März für das abgelaufene 
Jahr von den Änderungen der Stellenpläne 
und Stellenübersichten zu informieren. Das 
Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissen-
schaft und Gleichstellung kann diese Befugnis 
für seinen Zuständigkeitsbereich auf die 
Hochschulen (Kapitel 1013 MG 06), mit Aus-
nahme der Hochschulmedizin (Tätigkeit am 
UKSH), übertragen. 
 

   

(13) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung wird ermäch-
tigt, im Rahmen der veranschlagten Mittel von 
Hochschulprogrammen oder von Drittmittel 
finanzierten Projekten für die Hochschulen 
Zeitverträge zuzulassen oder abzuschließen. 
Über die Veränderungen ist der Finanzaus-
schuss jährlich zu unterrichten. 
 

   

(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
bei einer sich abzeichnenden Budgetüber-
schreitung im Folgejahr eine Beförderungs-
sperre für das jeweilige Ressort zu erlassen. 
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(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
im Rahmen der ressortübergreifenden Vermitt-
lung von Beschäftigten auf anderweitig zu be-
setzende Planstellen oder Stellen mit dem Ziel 
des Abbaus von Personalüberhängen im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Ressorts Fort-
bildungsmittel umzusetzen. 
 

   

(16) Das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten wird ermächtigt, der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung 
in Altenholz für den Fachbereich Allgemeine 
Verwaltung bis zu eine Beamtin oder einen 
Beamten und für den Fachbereich Polizei bis 
zu fünf Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppen 2.1 oder 2.2 des Verwaltungs- 
oder Polizeivollzugsdienstes unter Verzicht auf 
die Erstattung von Personalausgaben zur Ver-
fügung zu stellen. 
 

   

(17) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume im Rahmen von Personalmaß-
nahmen Haushaltsmittel und Planstellen zwi-
schen der Hauptgruppe 4 des Einzelplans 13 
und den Personalkostenzuschusstiteln 1315 -
 685 06, 1317 - 671 23 MG 21, 1319 - 685 06 
MG 03 sowie 1319 - 685 07 MG 03 umzuset-
zen. 
 

   

(18) Soweit zur Deckung eines vorüberge-
henden unvorhergesehenen und unab-
weisbaren vordringlichen Personalbedarfs 
Planstellen und Stellen nach § 50 Absatz 2 
und 4 LHO umgesetzt werden, wird das 
Finanzministerium ermächtigt, diese für 
den Zeitraum der Umsetzung zu heben und 
umzuwandeln. Der Finanzausschuss ist 
zum 31. März durch das aufnehmende Res-
sort für das abgelaufene Jahr von den Än-
derungen der Stellenpläne und Stellen-
übersichten zu informieren. 
 
 
 
 
 
 
 

Soweit unbesetzte Planstellen und Stellen, 
die leihweise zur Deckung eines vorüberge-
henden unvorhergesehenen und unabweis-
baren vordringlichen Personalbedarfs ge-
mäß § 50 Abs. 2 und 4 LHO einem Ressort 
zur Verfügung gestellt werden, nicht die für 
die Wahrnehmung der jeweiligen Aufgabe 
erforderliche Wertigkeit haben, wird mit der 
haushaltsgesetzlichen Ermächtigung die 
Möglichkeit einer befristeten Hebung bzw. 
Umwandlung geschaffen. 
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§ 15 
Übernahme von geprüften Nachwuchskräften 

 

   

Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der obersten Landesbehörden 

 

   

1. bis zu 63 zusätzliche mit dem Vermerk 
„künftig wegfallend mit Ausscheiden der 
Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers, 
spätestens nach drei Jahren“ zu versehen-
de Planstellen oder Stellen in den jeweili-
gen Einzelplänen auszubringen, soweit sie 
zur Übernahme aller Nachwuchskräfte - 
Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst und Auszubildende - 
erforderlich sind, die ihre Ausbildung beim 
Ministerium für Inneres und Bundesangele-
genheiten, in der Justiz und dem Justizvoll-
zug, in der Steuerverwaltung des Landes 
Schleswig-Holstein, beim Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume sowie im Landes-
amt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume abgeleistet und die ent-
sprechende Abschlussprüfung bestanden 
haben, 

 

Anpassung der Nr. 1 an den Bedarf. 
MIB:                            30 Stellen 
Justiz/Justizvollzug:    13 Stellen 
Steuerverwaltung:      15 Stellen 
MELUR/LLUR (neu):    5 Stellen 
 

  

2. im Kapitel 0410 bis zu 55 zusätzliche, mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin oder des 
Stelleninhabers, spätestens nach drei Jah-
ren“ zu versehende Planstellen auszubrin-
gen, soweit solche Planstellen zur Über-
nahme aller Nachwuchskräfte der Landes-
polizei nach bestandener Prüfung erforder-
lich sind. 

 

   

§ 16 
Grundstücksangelegenheiten 

 

   

(1) Das Finanzministerium darf Ausnahmen 
von den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 
4 LHO in folgenden Fällen zulassen: 
 
1. Zur grundbuchrechtlichen Bereinigung der 

Eigentumsverhältnisse an landeseigenen 
Straßen und Grundstücken; 

 
 
 

 
 
 
 
Redaktionelle Änderung. 
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2. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen 
Übertragung des Eigentums oder der Nut-
zungsbefugnisse an Dritte zur Nutzung im 
öffentlichen Interesse, soweit das Land 
gemäß § 1 Absatz 3 des Bundeswasser-
straßengesetzes Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigter an gewonnenen Land- 
und Hafenflächen und errichteten Bauwer-
ken geworden ist; § 64 Absatz 2 und 3 LHO 
finden insoweit keine Anwendung; ab einer 
Grundstücksfläche von mehr als 5 000 m2 
ist bei Übertragung des Eigentums der Fi-
nanzausschuss vor Einwilligung zu unter-
richten; 

 
 
 
3. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums oder der Nutzungsrechte an Landes-
grundstücken auf die Universität zu Lübeck 
im Rahmen der Umwandlung der Universi-
tät zu Lübeck in eine Stiftungsuniversität; 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ermächtigung der bisherigen Nummer 3 
wird nicht mehr benötigt. 
 
Redaktionelle Änderung. 

  

4. zur mietzinsfreien Überlassung von landes-
eigenen Liegenschaften an Gemeinden und 
Gemeindeverbände, soweit und solange 
diese der Unterbringung von Asylsuchenden 
und Flüchtlingen (Erst- und Anschlussunter-
bringung) dienen. Die Überlassung erfolgt in 
dem jeweiligen aktuellen Bauzustand ohne 
Übernahme von Herrichtungs- oder Unter-
haltungskosten. 

 

Redaktionelle Änderung.   

(2) In Einzelfällen wird zugelassen, dass lan-
deseigene Grundstücke in Gebieten, die die 
Voraussetzung für die Durchführung von Sa-
nierungsmaßnahmen im Sinne der §§ 136 bis 
171 des Baugesetzbuchs erfüllen, auch ohne 
eine entsprechende förmliche Festlegung des 
Gebiets oder Förderung der Maßnahme zum 
sanierungs- oder entwicklungsunbeeinflussten 
Grundstückswert an die Gemeinde veräußert 
werden, wenn sich diese zur Durchführung der 
beabsichtigten städtebaulichen Maßnahmen 
auf dem Grundstück innerhalb von fünf Jahren 
verpflichtet. 
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(3) Die Fachministerien dürfen im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium landeseigene 
Grundstücke, die der Sicherung von Flächen-
ansprüchen des Naturschutzes dienen sollen, 
unentgeltlich auf die Stiftung Naturschutz oder 
andere geeignete Träger übertragen. Die Über-
tragung von Grundstücken mit einem geschätz-
ten Gesamtwert von mehr als 250 000 Euro 
bedarf der Zustimmung des Finanzausschus-
ses. 
 

   

(4) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, den Pächterinnen und Pächtern 
von landeseigenen Fischereigehöften vertrag-
lich den Ersatz von Kosten für Renovierungs-
arbeiten sowie für Um- und Einbauten zuzusi-
chern. Bei Inanspruchnahme sind die Ausga-
ben zu decken. 
 

   

(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium und, soweit Perso-
nal betroffen ist, im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume und nach Einwil-
ligung des Finanzausschusses im Rahmen der 
Kommunalisierung und Privatisierung der lan-
deseigenen Häfen Vereinbarungen über die 
Übertragung des Eigentums von Hafengrund-
stücken, Wasserflächen und sonstigen Ver-
mögensgegenständen und des Hafenbetrie-
bes einschließlich damit im Zusammenhang 
stehender Rechtsgeschäfte schließen. Für 
diese Fälle kann das Finanzministerium Aus-
nahmen von den Bestimmungen der §§ 63 
und 64 LHO zulassen. 
 

   

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstel-
lung ein landeseigenes Grundstück in Lübeck 
(noch zu vermessende Teilfläche der Flur 4 in 
der Gemarkung Strecknitz) für die Erweiterung 
einer Fraunhofer-Einrichtung an die Fraunhof-
er-Gesellschaft zu veräußern. 
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(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Soziales, Ge-
sundheit, Wissenschaft und Gleichstellung 
zum Zweck der Errichtung preisgünstigen stu-
dentischen Wohnraums sowie zur Errichtung 
von Kindertagesstätten Erbbaurechte an 
Grundstücken unter teilweisem oder vollstän-
digem Verzicht auf den Erbbauzins zu bestel-
len. 
 

   

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstel-
lung die landeseigene Liegenschaft Klaus-
Groth-Platz 2 in Kiel für die Nutzung als Ta-
gesklinik für Psychosomatik und Psychothera-
pie und die landeseigene Liegenschaft Nie-
mannsweg 4 in Kiel für die Nutzung als Psy-
chotherapeutische Ambulanz an die Zentrum 
für Integrative Psychiatrie ZIP gGmbH zu ver-
äußern. 
 

   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
9 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung das landeseigene Grundstück 
in Kiel (ehemaliges Topfhaus, Flurstück 96 der 
Flur 18 in der Gemarkung Kiel O) zu veräu-
ßern oder mit einem Erbbaurecht einschließ-
lich eines Untererbbaurechtes zu belasten. Ein 
Preisnachlass kann bis zu einem symboli-
schen Kaufpreis von 1 Euro erfolgen. Ein Erb-
bauzins bis zu einem jährlichen symbolischen 
Zins von 1 Euro ist zulässig. 
 

Anpassung an die Zuständigkeiten in der 
Liegenschaftsverwaltung. 

  

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
11 wird nicht mehr benötigt. 
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(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
auf Antrag des Ministeriums für Inneres und 
Bundesangelegenheiten zum Zweck der 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums landesei-
gene Grundstücke auf Sylt an die Gemeinde 
Sylt zu veräußern oder mit einem Erbbaurecht 
zu belasten. Ein Preisnachlass kann bis zu 
einem symbolischen Kaufpreis von 1 Euro 
gewährt werden oder es kann auf einen Erb-
bauzins teilweise oder vollständig verzichtet 
werden, wenn nachgewiesen wird, dass ein 
vollständiger Wertausgleich durch Belegungs-
rechte für Landesbedienstete sichergestellt ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
auf Antrag des Ministeriums für Inneres und 
Bundesangelegenheiten zum Zwecke der Er-
richtung von Wohngebäuden, die zunächst als 
Erstaufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge und 
Asylsuchende und später als bezahlbarer 
Wohnraum entsprechend den Vorgaben der 
sozialen Wohnraumförderung insbesondere 
für Studierende genutzt werden sollen, geeig-
nete landeseigene Grundstücke in Kiel, 
Lübeck und Flensburg zu verkaufen, an ihnen 
Erbbaurechte zu bestellen oder sie in sonsti-
ger Weise privaten Investoren zur Verfügung 
zu stellen. Abweichungen vom Verkehrswert 
oder Marktwert bei der Bemessung des Kauf-
preises oder sonstigen Entgelts bedürfen der 
Zustimmung des Finanzausschusses. 
 

Redaktionelle Änderungen.   

§ 17 
Sonstige Vermögensgegenstände 

 

   

(1) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zuge-
lassen, dass von Landesdienststellen entwi-
ckelte oder erworbene Programme der auto-
matisierten Datenverarbeitung unentgeltlich an 
Stellen der öffentlichen Verwaltung abgegeben 
werden, soweit Gegenseitigkeit besteht. 
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(2) Das Finanzministerium darf Ausnahmen 
von den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 
4 LHO zulassen 
 
1. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums von für Zwecke des Landes entbehrli-
chen Geräten, Einrichtungsgegenständen 
und Fahrzeugen an osteuropäische Staa-
ten, insbesondere Ostseeanrainerstaaten, 
sofern eine Ersatzbeschaffung nicht erfor-
derlich ist oder die Aufwendungen für eine 
Ersatzbeschaffung im Haushalt veran-
schlagt oder bereits finanziert sind, 

 

   

2. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-
tums oder zur unentgeltlichen Überlassung 
der Nutzung von Vermögensgegenständen 
in landeseigenen Häfen oder der Übertra-
gung oder Überlassung unter vollem Wert, 

 
3. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums an bislang von der Universität zu 
Lübeck genutzten beweglichen Vermö-
gensgegenständen und zur unentgeltlichen 
Abtretung von der Universität zu Lübeck 
verwalteter Nutzungsrechte im Rahmen der 
Umwandlung zur Stiftungsuniversität. 

 

   

§ 18 
Bürgschaften und andere 
Sekundärverpflichtungen 

 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
gemeinsam mit dem jeweils zuständigen 
Fachministerium zur Förderung der schleswig-
holsteinischen Wirtschaft Bürgschaften und 
Gewährleistungen zu übernehmen sowie Kre-
ditaufträge zu erteilen. Die Gesamthöhe der 
Verpflichtungen aus den Sicherheitsleistungen 
darf 500 000 000 Euro nicht übersteigen. In 
Anspruch genommene Ermächtigungen aus 
Vorjahren sind anzurechnen. 
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(2) Über die Ermächtigung des Absatzes 1 
hinaus darf das Finanzministerium gemeinsam 
mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie zur Sicherung der 
Finanzierung des Schiffbaus auf schleswig-
holsteinischen Werften Bürgschaften, Garan-
tien und sonstige Gewährleistungen bis zum 
Höchstbetrag von insgesamt 500 000 000 Eu-
ro übernehmen. In Anspruch genommene Er-
mächtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
gemeinsam mit dem jeweils zuständigen 
Fachministerium Bürgschaften, Garantien oder 
sonstige Gewährleistungen im Zusammen-
hang mit der Abdeckung von Haftpflichtrisiken 
oder künftigen finanziellen Verpflichtungen, die 
sich insbesondere aus Tätigkeiten ergeben, 
die in den Anwendungsbereich des Atomge-
setzes oder der aufgrund dieses Gesetzes 
ergangenen Rechtsverordnungen fallen, bis 
zur Höhe von insgesamt 75 000 000 Euro zu 
übernehmen. In Anspruch genommene Er-
mächtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen. 
 

   

(4) Das Finanzministerium darf gemeinsam mit 
dem Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
zur Absicherung der dem Land Schleswig-
Holstein, der Stiftung Schleswig-Holsteinische 
Landesmuseen Schloss Gottorf, der Kunsthal-
le zu Kiel der Christian-Albrechts-Universität 
überlassenen Leihgaben Landesgarantien bis 
zur Höhe von insgesamt 300 000 000 Euro 
übernehmen. In Anspruch genommene Er-
mächtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen. Das Nähere regelt das Finanzministerium 
im Benehmen mit dem Ministerium für Justiz, 
Kultur und Europa. 
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(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, der 
IT-Verbund Schleswig-Holstein AöR (IT-VSH) 
im Rahmen einer Vereinbarung eine teilweise 
Haftungsfreistellung durch das Land Schles-
wig-Holstein von der Trägerhaftung für Data-
port nach § 2 Absatz 5 des Dataport-
Staatsvertrages, Anlage zum Gesetz vom    
15. November 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 557), 
zuletzt geändert durch Staatsvertrag vom    
27. September 2013, Anlage zum Gesetz vom 
1. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 511), 
bis zu einer Gesamthöhe von 10 000 000 Euro 
zuzusichern. Durch geeignete Regelungen ist 
sicherzustellen, dass das Land Schleswig-
Holstein von der IT-VSH erst in Anspruch ge-
nommen werden kann, wenn der Anteil der IT-
VSH an dem Stammkapital von Dataport auf-
gebraucht ist. 
 

   

§ 19 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Inneres und  
Bundesangelegenheiten 

 

   

(1) Das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten wird ermächtigt, eine Freihal-
teerklärung gegenüber dem Statistischen Amt 
für Hamburg und Schleswig-Holstein - Anstalt 
des öffentlichen Rechts für anteilige Pensi-
onsbeihilfeansprüche an Ruhestandsbeamtin-
nen und Ruhestandsbeamte, soweit sie auf 
Beschäftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in Höhe von 620 000 Euro 
abzugeben. 
 

Es handelt sich hierbei um anteilige Pensi-
onsbeihilfeansprüche an Ruhestandsbe-
amt/innen, soweit sie auf Beschäftigungs-
zeiten beim Land beruhen (vor 2004). Diese 
Beihilfeverpflichtungen werden wie laufende 
Renten- und Pensionsleistungen bewertet. 
Hierbei werden auch die künftigen Beihil-
feansprüche für aktive Beamt/innen und 
Beamt/innen im Ruhestand berücksichtigt. 
Insofern ist hier weiterhin eine Freihalteer-
klärung entsprechend der mathematischen 
Berechnungen erforderlich. Die Forderung 
wird jährlich neu berechnet. 
 

  

 Die Ermächtigungen der bisherigen Absätze 
2, 4 und 5 werden nicht mehr benötigt. 
 

  

(2) Der Überschuss der Einnahmen aus der 
Feuerschutzsteuer (Titel 1101 - 059 01) über 
die Ausgaben gemäß § 23 Absatz 1 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes ist bei Titel 0405 - 
883 61 TG 61 - Zuweisungen an Kreise und 
Gemeinden für Investitionen - zu übertragen. 
 

Redaktionelle Änderungen.   
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(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Inneres und Bun-
desangelegenheiten im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
im Zusammenhang mit der Neugestaltung der 
Abschiebungshaft erforderliche Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushalts-
vermerken einzurichten, umzusetzen und zu 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben oder 
Verpflichtungen einzuwilligen, wenn und so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(4) Das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Finanzausschusses mit privaten 
Investoren mehrjährige Verträge über die ent-
geltliche Überlassung von Gebäuden in Kiel, 
Lübeck und Flensburg zu schließen, um in 
diesen Gebäuden insgesamt bis zu 1 800 
Asylsuchende oder Flüchtlinge aufzunehmen. 
Das Ministerium für Inneres und Bundesange-
legenheiten soll darauf hinwirken, dass die 
Gebäude als Wohnraum vornehmlich für Stu-
dierende zur Verfügung gestellt werden, wenn 
sie als Erstaufnahmeeinrichtungen nicht mehr 
benötigt werden. 
 

Redaktionelle Änderung.   

§ 20 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Finanzministeriums 
 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
nach Zustimmung des Finanzausschusses 
Aktien der AKN Eisenbahn AG zu erwerben, 
dafür erforderliche Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen und der entsprechenden 
Haushaltsvermerke einzurichten oder zu än-
dern sowie zusätzliche Ausgaben zu leisten 
oder Verpflichtungen einzugehen, wenn und 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt wird. 
 

   

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
den Fachbereich Steuerverwaltung der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung 
in Altenholz das notwendige Personal, insge-
samt bis zu neun Personen, gegen Kosten-
übernahme zur Verfügung zu stellen. 
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(3) Das Finanzministerium darf im Zusam-
menhang mit den Auswirkungen von Tierseu-
chen gegen Deckung zusätzliche Haushalts-
mittel bereitstellen, erforderliche neue Titel 
einrichten und Haushaltsmittel umsetzen. 
 

   

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
der Umstellung des Kapitals (Grund-, Stif-
tungs-, Stammkapital) der Beteiligungen des 
Landes auf den Euro Kapitalerhöhungen vor-
zunehmen, die erforderlich sind, den gesetzli-
chen Vorgaben unter Beibehaltung der beste-
henden Anteilsrelationen zu entsprechen. 
 

   

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
das Projekt E-Beihilfe Mittel bis zu einer Höhe 
von 101 600 Euro aus den zu erwartenden 
Einsparungen bei Titel 1106 - 441 11 MG 01 in 
das Kapitel 0507 zur Deckung der mit dem 
Projekt in Zusammenhang stehenden Perso-
nalausgaben umzusetzen. 
 

   

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie und 
nach Zustimmung des Finanzausschusses die 
Anteile des Landes an der AKN-Eisenbahn AG 
(AKN) zu veräußern. 
 

   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
7 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
zur Aufgabenerledigung der Fachaufsicht Ge-
schäftsbereich Bundesbau durch das Amt für 
Bundesbau erforderlichen Anpassungen auf-
grund sich ändernder Aufgaben und Bauvolu-
mina vorzunehmen. In diesem Zusammen-
hang dürfen erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und den entsprechen-
den Haushaltsvermerken sowie im Einver-
nehmen mit dem Bund Planstellen und Stellen 
ausgebracht oder geändert werden, wenn und 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   
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(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
den öffentlichen-rechtlichen Religionsgemein-
schaften eine Vereinbarung über die Vertei-
lung von Versorgungslasten bei Wechsel von 
Beamtinnen und Beamten oder Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten zwischen dem 
Land und den öffentlich-rechtlichen Religions-
gemeinschaften abzuschließen, die den Rege-
lungen des Versorgungslastenteilungsgeset-
zes vom 3. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 
493) entspricht. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(9) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit den zuständigen Ressorts im Zu-
sammenhang mit der Verwaltung von Sonder-
vermögen des Landes sowie der Umsetzung 
der aus diesen Sondervermögen finanzierten 
Programme Titel und Verpflichtungsermächti-
gungen mit den entsprechenden Haushalts-
vermerken einrichten oder ändern sowie in 
zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einwilligen, wenn und soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(10) Kassengeschäfte für die von der Investiti-
onsbank Schleswig-Holstein verwalteten Son-
dervermögen des Landes dürfen vom Fi-
nanzministerium - Landeskasse - wahrge-
nommen werden. Das Nähere, insbesondere 
die Sicherstellung des Zahlungsausgleichs 
zum Jahresende, ist zwischen dem Finanzmi-
nisterium und der Investitionsbank Schleswig-
Holstein zu vereinbaren. 

Redaktionelle Änderungen.   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
12 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
die aufgrund der Zusammenlegung der Fi-
nanzämter Kiel-Nord und Kiel-Süd zu einem 
Finanzamt Kiel sowie für die Errichtung eines 
Finanzamtes für Zentrale Prüfungsdienste 
erforderlichen Änderungen im Landeshaushalt 
vorzunehmen. In diesem Zusammenhang dür-
fen erforderliche Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken eingerich-
tet werden, wenn und soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. Planstellen und 
Stellen für das vorhandene Personal dürfen in 
die für das Finanzamt Kiel und das Finanzamt 
für zentrale Prüfungsdienste neu zu schaffen-
den Stellenpläne umgesetzt werden. 

Redaktionelle Änderung.   
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(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
die im Zusammenhang mit einer Neuausrich-
tung des strategischen Personalmanagements 
erforderlichen Änderungen in den Stellenplä-
nen des Einzelplans 05 vorzunehmen. Plan-
stellen und Stellen einschließlich notwendiger 
Vermerke dürfen umgesetzt oder geändert 
werden. Die daraus resultierenden Mehraus-
gaben sind aus dem zur Verfügung stehenden 
Personalausgabenbudget des Einzelplans 05 
zu finanzieren. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
im Zusammenhang mit der Neuausrichtung 
des Personalmanagements in der Landesver-
waltung und dem damit verbundenen Aufbau 
eines Dienstleistungszentrums Personal 
(DLZP), in dem operative Personalmanage-
mentaufgaben zentralisiert und optimiert wer-
den sollen, im Einzelplan 05 erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken sowie Planstellen und Stellen 
einschließlich notwendiger Vermerke einzu-
richten, umzusetzen oder zu ändern, wenn 
und soweit die Finanzierung der Maßnahme 
gedeckt ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   

§ 21 
Beteiligung an der HSH Nordbank AG 

 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
im Eigentum des Landes stehenden Aktien der 
HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg zu veräu-
ßern und damit verbundene Erklärungen ab-
zugeben. Die vertragliche Ausgestaltung steht 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Fi-
nanzausschusses des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages. 
 

   

(2) Veräußerungserlöse aus dem Verkauf der 
Aktien der HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg 
sind nach Abzug der Kosten vollständig zur 
Tilgung von Krediten zu verwenden, die der 
Höhe nach der ursprünglichen Finanzierung 
der Beteiligung am Grundkapital der HSH 
Nordbank AG Kiel/Hamburg durch die Gesell-
schaft zur Verwaltung und Finanzierung von 
Beteiligungen des Landes Schleswig-Holstein 
mbH entsprechen. 
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(3) Das Finanzministerium darf zur Umsetzung 
der Maßnahmen der Absätze 1 und 2 erforder-
liche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und den entsprechenden Haushaltsver-
merken einrichten und ändern sowie in zusätz-
liche Ausgaben und Verpflichtungen einwilli-
gen, wenn und soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. 
 

   

§ 22 
Hochschulen und Forschungsinstitute 

 

   

(1) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung darf im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium die 
staatlichen Hochschulen des Landes ermäch-
tigen, zur Beteiligung an zu gründenden oder 
bereits bestehenden Gesellschaften Ge-
schäftsanteile jeweils bis zur Höhe von 25 000 
Euro gegen Deckung zu leisten sowie die er-
forderlichen Ausgabetitel einrichten. 
 

   

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein in 
das Betriebsmittelverfahren für öffentliche 
Kassen einzubeziehen. Das Nähere ist zwi-
schen dem Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung sowie 
dem Universitätsklinikum zu vereinbaren. 
 

   

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie Erbbaurechte an 
Grundstücken zugunsten der Stiftung Helm-
holtz-Zentrum für Ozeanforschung (GEOMAR) 
unter vollständigem Verzicht auf den Erbbau-
zins zu bestellen. 
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(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstel-
lung für den Umwandlungsprozess der Uni-
versität Lübeck in eine Stiftungsuniversität und 
für den Betrieb der Stiftungsuniversität erfor-
derliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einzurichten oder zu ändern 
sowie Planstellen und Stellen auszubringen, in 
zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen 
einzuwilligen sowie erforderliche Umsetzun-
gen von Mitteln vorzunehmen, wenn und so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt ist. 
 

   

(5) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung darf im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel zusa-
gen, für Verpflichtungen aus Risiken der Ver-
tragserfüllung im Rahmen des Solar-Orbiter-
Projektes im Innenverhältnis bis zu 2 400 000 
Euro zu erstatten. 
 

   

(6) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium mit der Landwirtschaftskammer Schles-
wig-Holstein einen Vertrag über die Sanierung, 
den Umbau und die Erweiterung von Gebäu-
den der Landwirtschaftskammer Schleswig-
Holstein in Osterrönfeld, die von der Fach-
hochschule Kiel genutzt werden, zu schließen. 
Der Vertrag kann entweder die Durchführung 
von Maßnahmen durch die Landwirtschafts-
kammer Schleswig-Holstein oder die Durch-
führung als Landesbaumaßnahmen vorsehen. 
Zur Umsetzung des Vertrages kann das Fi-
nanzministerium erforderliche Titel einschließ-
lich Verpflichtungsermächtigungen und der 
entsprechenden Haushaltsvermerke einrichten 
oder ändern, in zusätzliche Ausgaben einwilli-
gen sowie erforderliche Umsetzungen von 
Mitteln vornehmen, wenn und soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahme gedeckt ist. 
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§ 23 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit,  
Verkehr und Technologie 

 

   

(1) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium und nach Einwilli-
gung des Finanzausschusses mit Verkehrsun-
ternehmen, Fahrzeugvorhaltegesellschaften 
und Finanziers Vereinbarungen zur Stabilisie-
rung und Verbesserung der Verkehrsbedie-
nung im öffentlichen Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) einschließlich etwaiger SPNV-
Ersatzleistungen mit dem Ziel, die Attraktivität 
zu erhöhen, schließen und dabei zusagen, 
diese bei einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht 
der Zuschüsse des Landes von entsprechen-
den Belastungen freizustellen. Hierzu gehören 
auch Garantien des Landes, mit denen es 
umfassend die Risiken aus der Finanzierung 
von SPNV-Fahrzeugen, auch einrede- und 
einwendungsfrei, übernimmt. Darüber hinaus 
können Vereinbarungen über die Beteiligung 
des Landes an Fahrzeugvorhaltegesellschaf-
ten zwecks Abwendung drohender Insolvenz 
oder einer sonstigen Krisensituation getroffen 
werden. 
 

   

(2) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie oder anderen 
betroffenen Ressorts im Zusammenhang mit 
der Regionalisierung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
und der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einrichten oder ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben einwilligen, die infolge Nichtbeset-
zung oder Wegfalls von Planstellen und Stel-
len erspart werden. 
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(3) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium und nach Einwilli-
gung des Finanzausschusses mit der Freien 
und Hansestadt Hamburg, schleswig-
holsteinischen Kreisen und kreisfreien Städten 
Vereinbarungen über ein ÖPNV-Angebot zur 
ausreichenden und sicheren Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahverkehrsleistungen, über 
die Einführung eines landesweit geltenden 
Tarifsystems zur transparenteren ÖPNV-
Nutzung sowie zur Gründung und zum Betrieb 
einer diesen Zielen dienenden Nahverkehrsin-
stitution schließen, in denen auch die Finan-
zierung geregelt wird. 
 

   

(4) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie bei Übernahme 
oder Umstellung der Verwaltung von Kreis-
straßen durch das Land gemäß § 53 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. November 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 2004 S. 140), 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch Artikel 67 
und 68 der Verordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143), erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
und der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einrichten oder ändern sowie Planstellen und 
Stellen ausbringen und in zusätzliche Ausga-
ben oder Verpflichtungen einwilligen, wenn 
und soweit hierfür nicht veranschlagte Mittel 
von anderer Seite zweckgebunden gezahlt 
oder rechtsverbindlich zugesagt sind oder die 
Finanzierung der Maßnahmen anderweitig 
gedeckt ist. 
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(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium und nach Einwilli-
gung des Finanzausschusses mit Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen Verträge 
schließen mit der Zusage, sich im Rahmen der 
vertraglichen Vereinbarungen an den Pla-
nungskosten für Schieneninfrastrukturmaß-
nahmen zu beteiligen sowie im Falle der Nicht-
realisierung der betreffenden Maßnahmen den 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu erstat-
ten, wenn das jeweilige Projekt aus Gründen, 
die das Land zu vertreten hat, nicht realisiert 
wird. Ferner dürfen Verträge, die auch Finan-
zierungsregelungen enthalten, mit Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen geschlossen 
werden, um gefährdete Trassen zu sichern 
oder um die Eisenbahninfrastruktur zu erhal-
ten oder zu verbessern. Das Finanzministeri-
um darf erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen und der entspre-
chenden Haushaltstitel einrichten oder ändern 
sowie in zusätzliche Ausgaben oder Verpflich-
tungen einwilligen, wenn und soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahme gedeckt ist. 
 

   

(6) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie wird ermächtigt, eine 
Freihalteerklärung gegenüber der Eichdirekti-
on Nord - Anstalt des öffentlichen Rechts für 
anteilige Beihilfeansprüche an Ruhestandsbe-
amtinnen und Ruhestandsbeamte, soweit sie 
auf Beschäftigungszeiten beim Land Schles-
wig-Holstein beruhen, in Höhe bis zu 300 000 
Euro abzugeben. 
 

   

(7) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium die Übernahme 
entstehender Ausfälle von im Rahmen des 
Mittelstandsfonds Schleswig-Holstein (MSH) 
bis 2020 gewährten Beteiligungen garantieren. 
Das Fondsvolumen darf während des Investi-
tionszeitraums den Betrag von 50 000 000 
Euro nicht überschreiten. Die Garantie des 
Landes darf bei dem zu Grunde gelegten 
Fondsvolumen bis zu 50 % betragen. Die aus 
diesem Fonds gewährten Beteiligungen dürfen 
maximal eine Laufzeit von 15 Jahren haben. 
Bestehende Verträge können angepasst wer-
den. 
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(8) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium der Investitions-
bank die Übernahme entstehender Ausfälle 
von im Rahmen der Darlehensprogramme 
„IB.SH Wachstumsdarlehen“ und des Exis-
tenzgründungsprogramms „IB.SH Starthil-
fedarlehen“ für das Jahr 2016 zugesagten 
Darlehen garantieren. Die von der Investiti-
onsbank zugesagten Darlehen dürfen eine 
Laufzeit von maximal zehn Jahren haben. Das 
Obligo dieser Darlehen darf für das Haushalts-
jahr 2016 in der Summe 4 000 000 Euro nicht 
übersteigen. Die Ausfallgarantie des Landes 
darf bis zu 35 % betragen. 
 

 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderungen sowie Absen-
kung des Gesamtobligos in Abstimmung mit 
der IB.SH entsprechend der Inanspruch-
nahme der Programme. 

  

(9) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie darf im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium die für die Jahre 
2004 bis 2008 im Rahmen des Förderpro-
gramms „Beteiligungssofortprogramm für Ar-
beitsplätze“ herausgelegten Gewährleistungs-
erklärungen gegenüber der Bürgschaftsbank 
Schleswig-Holstein um fünf Jahre verlängern.  
 

   

(10) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie wird ermächtigt, im 
Rahmen der Kommunalisierung und Privatisie-
rung der landeseigenen Häfen Vereinbarun-
gen über die Übertragung des Eigentums von 
Hafengrundstücken, Wasserflächen und sons-
tigen Vermögensgegenständen und des Ha-
fenbetriebes einschließlich damit im Zusam-
menhang stehender Rechtsgeschäfte schlie-
ßen. Für diese Fälle kann das Finanzministe-
rium auf Antrag des Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie Aus-
nahmen von den §§ 63 und 64 LHO zulassen; 
es darf erforderliche Titel sowie Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Haushaltsvermerken einrichten oder ändern 
sowie in zusätzliche Ausgaben und Verpflich-
tungen einwilligen, wenn und soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
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(11) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie darf im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium und nach 
Einwilligung durch den Finanzausschuss zur 
Absicherung bestimmter Kredite der AKN Ei-
senbahn AG oder ihrer Tochtergesellschaften 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Ge-
währleistungen bis zur Höhe von insgesamt 
70 000 000 Euro übernehmen. 
 

   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
12 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

(12) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie wird ermächtigt, für 
die Durchführung des Global Economic Sym-
posium (GES) Vereinbarungen zum Defizit-
ausgleich zu schließen, soweit die Finanzie-
rung der Maßnahme im Einzelplan 06 gedeckt 
ist. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(13) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie darf im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium zum Aufbau 
eines Schiffspools Wasserfahrzeuge kostenlos 
einer Betreibergemeinschaft für deutsche For-
schungsschiffe übereignen. Das Finanzminis-
terium darf auf Antrag des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
die entsprechenden Titel einrichten und aus 
dem Kapitel 0613 TG 62 und 64 Mittel umset-
zen. 
 

Redaktionelle Änderung.   

(14) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie wird ermächtigt, 
eine Freihalteerklärung gegenüber der 
Wirtschaftsförderung und Technologie 
Transfer Schleswig-Holstein GmbH (WTSH) 
für Pensionsansprüche ehemaliger Mitar-
beiter bis zur Höhe von 40 000 Euro abzu-
geben. 
 

Die WTSH hat Pensionsansprüche für einen 
ehemaligen Geschäftsführer zu leisten. 
Damit diese auch im Falle eines Konkurses 
der GmbH abgesichert sind, ist die Freihal-
teerklärung des Landes erforderlich. 
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(15) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie wird ermächtigt, 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 65 LHO im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium Anteile am Stammkapital 
der Tourismusagentur Schleswig-Holstein 
GmbH (TASH) zu erwerben und in diesem 
Zusammenhang erforderliche Erklärungen 
abzugeben. Das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Technologie darf ge-
gebenenfalls erforderliche Titel und Haus-
haltsvermerke einrichten und/oder vorhan-
dene Titel gegen Deckung aus dem Haus-
halt des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie aufstocken. 
 

Die Ermächtigung wird für den Ankauf der 
Gesellschaftsanteile benötigt, um durch den 
Ankauf eine Mehrheit des Landes an der 
Gesellschaft zu erreichen, um diese in ih-
rem Bestand, insbesondere im Hinblick auf 
die sich kontinuierlich verschärfenden Be-
dingungen des EU- und Vergaberechts, 
dauerhaft zu sichern. Die Tätigkeit der 
TASH ist unabdingbar für die steigende 
Wertschöpfung des Wirtschaftszweiges 
Tourismus und damit für Schleswig-
Holstein. 

  

§ 24 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich  

des Ministeriums für Schule und Berufsbildung 
 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Schule und Be-
rufsbildung der Zahlung von Anwärtersonder-
zuschlägen entsprechend § 69 Besoldungsge-
setz Schleswig-Holstein in der Lehrerlaufbahn 
der Studienrätinnen und Studienräte an Be-
rufsbildenden Schulen bis zur Höhe von je-
weils 600 000 Euro in den Jahren 2016, 2017 
und 2018 zuzustimmen. Zur Deckung der 
Mehrausgaben sind bis zu 15 Planstellen je 
Haushaltsjahr im Kapitel 0716 nicht zu beset-
zen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Anpassung der Haushaltsjahre. 

  

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der Förderung von Be-
treuungs- und Ganztagsangeboten auf Antrag 
des Ministeriums für Schule und Berufsbildung 
Mittel aus den in den Kapiteln 0711 bis 0716 
veranschlagten Personalkostenansätzen um-
zusetzen, erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen und der ent-
sprechenden Haushaltsvermerke einzurichten 
oder zu ändern sowie Planstellen und Stellen 
auszubringen, in zusätzliche Ausgaben oder 
Verpflichtungen einzuwilligen sowie erforderli-
che Umsetzungen von Mitteln vorzunehmen, 
wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
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(3) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Schule und Be-
rufsbildung die im Zusammenhang mit der 
Neuordnung der vertraglichen Beziehungen 
mit der Freien und Hansestadt Hamburg erfor-
derlich werdenden Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigung mit den entsprechen-
den Ansätzen und Haushaltsvermerken ein-
richten und ändern sowie in zusätzliche Aus-
gaben oder Verpflichtungsermächtigungen 
einwilligen, wenn und soweit die Finanzierung 
gedeckt ist. 
 

   

(4) Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Schule und Berufsbildung 
oder anderer Ressorts und gegebenenfalls im 
Einvernehmen mit weiteren Ressorts im Zu-
sammenhang mit Veränderungen bei Landes-
förderzentren im Sinne von § 54 Absatz 2 
Schulgesetz erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und entsprechenden 
Haushaltsvermerken einrichten, umsetzen und 
ändern sowie Planstellen und Stellen ausbrin-
gen, übertragen und ändern sowie in zusätzli-
che Ausgaben oder Verpflichtungen einwilli-
gen, wenn und soweit die Maßnahmen ge-
deckt sind. Das Ministerium für Schule und 
Berufsbildung oder andere Ressorts dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium in 
diesem Zusammenhang Verträge zur Rege-
lung der Angelegenheiten dieser Förderzen-
tren schließen, soweit die Finanzierung ge-
deckt ist. 
 

   

§ 25 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Justiz, Kultur und Europa 
 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz, Kultur und 
Europa im Zusammenhang mit der Neuaus-
richtung der Unterbringung und Betreuung der 
Sicherungsverwahrten sowie der Strafgefan-
genen mit angeordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung im Einzelplan 09 und 
Einzelplan 12 erforderliche Titel mit den ent-
sprechenden Ansätzen, Verpflichtungser-
mächtigungen und Haushaltsvermerken einzu-
richten, wenn und soweit die Finanzierung 
gedeckt ist. 
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(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz, Kultur und 
Europa im Zusammenhang mit der Unterbrin-
gung nach dem Therapieunterbringungsvoll-
zugsgesetz vom 24. April 2012 (GVOBl. Schl.-
H. S. 530) in anderen Ländern im Einzelplan 
09 erforderliche Titel mit den entsprechenden 
Ansätzen, Verpflichtungsermächtigungen und 
Haushaltsvermerken einzurichten. Die anfal-
lenden Ausgaben werden durch Minderausga-
ben im Einzelplan 09 gedeckt. 
 

   

(3) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Eu-
ropa darf der Kulturstiftung des Landes und 
der Bürgerstiftung Schleswig-Holsteinische 
Gedenkstätten zusagen, dass auf die Erstat-
tung von Personal- und Sachausgaben ver-
zichtet wird, die durch den Einsatz von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des Landes im 
Rahmen der Geschäftsführung der Kulturstif-
tung und der Bürgerstiftung Schleswig-
Holsteinische Gedenkstätten entstehen. 
 

   

(4) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Eu-
ropa darf die Kulturstiftung des Landes 
Schleswig-Holstein ermächtigen, die in 1995 
übertragenen 511 290 Euro sowie die seit 
2013 übertragenen weiteren Beträge aus dem 
Aufkommen aus der Abgabe auf Glücksspiele 
Ertrag bringend anzulegen und die Erträge, 
getrennt vom sonstigen Stiftungsvermögen, im 
Sinne des Stiftungszwecks gemäß § 2 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 4 des Gesetzes zur Um-
wandlung der Kulturstiftung des Landes 
Schleswig-Holstein in eine Stiftung des öffent-
lichen Rechts vom 30. Mai 1995 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 221), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 
27 der Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 143), für die Kulturarbeit der Frie-
sen im Lande einzusetzen (unselbständige 
Friesenstiftung). 
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(5) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Eu-
ropa darf im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium zur Sicherung der Finanzierung 
der Stiftung Schleswig-Holstein Musik Festival 
Bürgschaften, Garantien, Sicherheitsleistun-
gen einschließlich Patronatserklärungen oder 
sonstige Gewährleistungen bis zu einem Be-
trag von 1 200 000 Euro übernehmen. In An-
spruch genommene Ermächtigungen aus Vor-
jahren sind anzurechnen. 
 

   

(6) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Eu-
ropa wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium Aufgabenübertra-
gungsverträge mit der Investitionsbank gemäß 
§ 8 des Investitionsbankgesetzes vom 7. Mai 
2003 (GVOBl Schl.-H. S. 206), geändert durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), Ressortbe-
zeichnung ersetzt durch Artikel 68 der Verord-
nung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 143), zur Übertragung der verwaltungsmä-
ßigen Durchführung der EU-Förderprogramme 
der „Europäischen Territorialen Zusammenar-
beit“ (INTERREG) abzuschließen. Das Minis-
terium für Justiz, Kultur und Europa wird des 
Weiteren ermächtigt, gegenüber der EU Ge-
währleistungen für die Beteiligung von Part-
nern aus Schleswig-Holstein an den Förder-
programmen der „Europäischen Territorialen 
Zusammenarbeit“ bis zu einem Betrag von 
15 000 000 Euro zu übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren 
sind anzurechnen. 
 

   

(7) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Eu-
ropa wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium und nach Einwilligung 
des Finanzausschusses eine Schiedsverein-
barung mit der Stifterfamilie sowie der Stiftung 
Schloss Glücksburg abzuschließen und sich 
auf dieser Basis einem schiedsrichterlichen 
Verfahren nach den Regelungen des 10. Bu-
ches der Zivilprozessordnung zur rechtlichen 
Klärung der Einstandsverpflichtung der Stifter-
familie für das Schloss Glücksburg zu unter-
werfen, sofern die Kosten für das Verfahren 
gedeckt sind. 
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(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der stationären Versor-
gung und der Behandlung psychisch erkrank-
ter Gefangener in Kliniken für forensische 
Psychiatrie auf Antrag des Ministeriums für 
Justiz, Kultur und Europa die erforderlichen 
Titel mit den entsprechenden Ansätzen, Ver-
pflichtungsermächtigungen und Haushalts-
vermerken einzurichten, wenn und soweit die 
Finanzierung gedeckt ist. 
 

   

§ 26 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 

Wissenschaft und Gleichstellung 
 

   

(1) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung wird ermäch-
tigt, mit den Städten Kiel, Lübeck und Flens-
burg Verwaltungsvereinbarungen zu schlie-
ßen, wonach diese die Landesaufgabe Ver-
letztenversorgung in den Küstengewässern 
und auf Anforderung entsprechende Aufgaben 
auch in anderen Gewässern wahrnehmen. Es 
darf zu diesem Zweck Verpflichtungen auch 
gegenüber anderen Stellen zur Übernahme 
der Kosten für Aus- und Fortbildung, Übungen, 
Ausstattung samt Unterhaltung, Organisation 
und Koordination, Haftungsrisiken sowie Absi-
cherung der Unfallrisiken gegen Deckung ein-
gehen. Es darf den Städten und anderen Stel-
len Kostenübernahme für den Einsatzfall ge-
gen Deckung zusagen. 

   

 Die Ermächtigungen der bisherigen Absätze 
2, 3 und 5 werden nicht mehr benötigt. 
 

  

(2) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium die durch Änderungen des Hochschul-
rechts erforderlichen Änderungen im Landes-
haushalt vorzunehmen. In diesem Zusam-
menhang dürfen Titel neu eingerichtet, Mittel 
und Verpflichtungsermächtigungen umge-
schichtet und die aus stellenplansystemati-
schen Gründen notwendigen Planstellen und 
Stellen für das vorhandene Hoch-
schulpersonal mit den erforderlichen Vermer-
ken im Stellenplan des Landes und der Hoch-
schulen angepasst und ausgebracht werden. 
Die Maßnahmen dürfen nicht zu einer Erhö-
hung der Ausgaben führen. 

Redaktionelle Änderung.   



- 51 - 

 
 

Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 27 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

 

   

(1) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, mit Waldeigentümerinnen und 
Waldeigentümern zur Erhaltung der NATURA 
2000 - Gebiete und der Flächen entsprechend 
Artikel 10 FFH - Richtlinie im Rahmen des 
Vertragsnaturschutzes langfristige Verträge zu 
schließen. Die erforderlichen Haushaltsmittel 
werden innerhalb des Einzelplans 13 gedeckt. 
 

   

(2) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, bei gemeinsam mit der Europäi-
schen Union (EU) finanzierten Maßnahmen 
Zusagen in Höhe der jeweils vorgesehenen 
EU-Fördermittel zu machen oder entspre-
chende Zahlungen zu leisten, soweit diese 
im Rahmen der bestehenden Ausgabeer-
mächtigungen eingelöst werden können. Die-
se Ermächtigung gilt für folgende gemeinsam 
mit der EU finanzierten Programme: 
 

 
 
 
 
 
Klarstellung, dass über eine Zusage hinaus 
auch Zahlungen geleistet werden dürfen. 
 

  

1. Programm des Landes Schleswig-Holstein 
zur Entwicklung des ländlichen Raumes 
nach der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2013 über die 
Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 (ABl. L 347 S. 487), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung (EU) Nr. 
2015/791 vom 27. April 2015 (ABl. L 127 
S. 1), sowie des Folgeprogramms auf der 
Grundlage der EU-Verordnung über die 
Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raumes, 

 

Redaktionelle Anpassungen an die Rege-
lungen der Förderperiode 2014-2020. 
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2. Operationelles Programm Europäischer 
Meeres- und Fischereifonds (EMFF) För-
derperiode 2014-2020 der Bundesrepub-
lik Deutschland gemäß Verordnung (EU) 
Nr. 508/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Mai 2014 
über den Europäischen Meeres- und Fi-
schereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) 
Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und 
(EG) Nr. 791/2007 des Rates und der 
Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 149 S. 1). 

 

Redaktionelle Anpassungen an die Rege-
lungen der Förderperiode 2014-2020. 
 

  

(3) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, der Akademie für ländliche Räume 
e.V. im Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume am Standort Flintbek 
Büroinfrastruktur in einem Gegenwert von 
bis zu 10 000 Euro zur unentgeltlichen Nut-
zung zur Verfügung zu stellen. 
 

   

(4) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, eine Freihalteerklärung gegenüber 
den Schleswig-Holsteinischen Landesforsten - 
Anstalt des öffentlichen Rechts für anteilige 
Pensionsansprüche an Ruhestandsbeamtin-
nen und Ruhestandsbeamte, soweit sie auf 
Beschäftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in Höhe von 255 000 Euro 
und für anteilige Pensionsbeihilfeansprüche an 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte, soweit sie auf Beschäftigungszeiten 
beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in 
Höhe von 30 000 Euro abzugeben. 
 

   

(5) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume darf 
für die Vergabe von Gutachten im Bereich der 
atomrechtlichen Verfahren Verpflichtungen in 
Höhe der von den Betreibern zu erstattenden 
Mittel eingehen. 
 

   

 Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
6 wird nicht mehr benötigt. 
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(6) Das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium Verpflichtungen zur Erstat-
tung der Kosten für die auftragsweise Wahr-
nehmung bergbehördlicher Aufgaben und 
Aufgaben der Kohlenwasserstoffgeologie des 
Landes Schleswig-Holstein durch niedersäch-
sische Behörden einzugehen oder zu verlän-
gern. 
 

Redaktionelle Änderung.   

§ 28 
Ermächtigungen für den Einzelplan 14 

 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information 
Officer (CIO) bei der Übertragung von Aufga-
ben an Dataport oder an andere Dienstleister 
im Bereich der IT durch die Ressorts (Out-
sourcing), den Titel 1402 - 533 56 (Ausgaben 
aufgrund von Werkverträgen und anderen 
Vertragsformen) in Höhe der anfallenden 
Mehrausgaben für korrespondierende Dienst-
leistungsverträge zu erhöhen, wenn sie durch 
Minderausgaben in den Einzelplänen der be-
treffenden Ressorts gedeckt sind. 
 

   

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information 
Officer (CIO) im Zusammenhang mit dem Be-
trieb und der Fortentwicklung des Sprach- und 
Datennetzes Schleswig-Holstein (Landesnetz) 
sowie anderer IT- und E-Government-
Maßnahmen die erforderlichen Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushalts-
vermerken einzurichten und zu ändern, Haus-
haltsmittel sowie im Einvernehmen mit den 
betroffenen Ressorts auch Planstellen und 
Stellen innerhalb eines Einzelplans oder 
zwischen den Einzelplänen umzusetzen 
sowie in zusätzliche Ausgaben und Verpflich-
tungen einzuwilligen, wenn und soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung der Ermächtigung zur Flexibili-
sierung des Landeshaushalts, um unterjäh-
rig auf Veränderungen im Bereich der IT 
des Landes reagieren zu können. Unter-
stützt werden sollen Programme, Projekte 
und sonstige IT-Maßnahmen in der Landes-
verwaltung, bei denen Aufgabenverlagerun-
gen mit dem Ziel der Effizienzsteigerungen 
erforderlich sind oder Deckungslücken so-
wie personelle Engpässe vermieden werden 
sollen. 
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(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information 
Officer (CIO) und den beteiligten Ressorts 
erforderliche Titel mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken einzurich-
ten, umzusetzen oder zu ändern, wenn und 
soweit aufgrund von IT-Verfahren erzielte Ein-
nahmen zur Refinanzierung von IT-
Maßnahmen im Kapitel 1402 verwendet wer-
den und die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. 
 

   

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information 
Officer (CIO) und den beteiligten Ressorts zur 
Bündelung der mobilen Kommunikationsdiens-
te (wie z.B. Mobiltelefonie) und zum Aufbau 
einer zentralen Steuerung der hiermit im Zu-
sammenhang stehenden Ausgaben der unmit-
telbaren Landesverwaltung im Kapitel 1402 
erforderliche Titel mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken sowie 
Planstellen und Stellen einschließlich notwen-
diger Vermerke einzurichten und umzusetzen, 
wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 

   

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information 
Officer (CIO) bei der Übertragung von Aufga-
ben des Amtes für Informationstechnik an 
Dataport oder andere Dienstleister im Rahmen 
der Reorganisation der Informationstechnik in 
der Steuerverwaltung den Ansatz bei Titel 
1402 - 533 56 in Höhe der anfallenden Mehr-
ausgaben für korrespondierende Dienstleis-
tungsverträge zu erhöhen, wenn und soweit 
die Finanzierung der Maßnahme gedeckt und 
ihre Wirtschaftlichkeit gemäß § 7 Absatz 2 
LHO nachgewiesen ist. 
 

   

§ 29 
Investitionsbank 

 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
Titel einzurichten und in zusätzliche Ausgaben 
einzuwilligen, wenn die Erfüllung von Förder-
aufgaben gegen Entgelt auf die Investitions-
bank übertragen wird, sofern die Haushaltsde-
ckung dargelegt wird. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 
2 wird nicht mehr benötigt. 
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(2) Die zuständigen Fachministerien dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium der 
Investitionsbank die Erstattung ihrer gesamten 
Pensionsleistungen für die Landesbeamtinnen 
und Landesbeamten zusagen, die mit der 
Übertragung von Förderaufgaben zu deren 
Bearbeitung in den Dienst der Investitionsbank 
treten. 
 

Redaktionelle Änderung.   

§ 30 
Ermächtigung zur Änderung der 

Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben 
 

   

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ an die dem Land endgültig 
vom Bund bereitgestellten Beträge anzupas-
sen. Eine sich daraus ergebende Nettomehr-
belastung des Landes ist durch Einsparungen 
an anderer Stelle des Haushalts zu decken. 
 

   

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
innerhalb der Kapitel für die im Absatz 1 ge-
nannten Gemeinschaftsaufgaben zusätzliche 
Titel mit neuen Zweckbestimmungen einzu-
richten, wenn das zur Anpassung an den end-
gültig festgestellten Rahmenplan oder Koordi-
nierungsrahmen erforderlich ist. 
 

   

§ 31 
Solländerungen 

 

   

(1) Die zusätzlichen Ausgaben und Verpflich-
tungen sowie die zur Deckung erforderlichen 
Beträge nach folgenden Bestimmungen: 
 

Anpassungen an die entsprechenden Rege-
lungen im Haushaltsgesetz. 

  

1. § 6 Absatz 1 
2. § 8 Absatz 8 und 12 
3. § 9 Absatz 1 und 2 
4. § 19 Absatz 3 
5. § 20 Absatz 1, 3, 7, 9, 11, 12 und 13 
6. § 21 Absatz 3 
7. § 22 Absatz 4 und 6 
8. § 23 Absatz 2, 4, 5, 10 und 15 
9. § 24 Absatz 3 und 4 

10. § 25 Absatz 1, 2 und 8 
11. § 28 Absatz 1, 2 und 5 
12. § 29 Absatz 1 

 
gelten als Änderung des Haushaltssolls. 
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(2) Die Umsetzungen nach folgenden Bestim-
mungen des Haushaltsgesetzes 
 

1. § 8 Absatz 7, 10 und 11 
2. § 9 Absatz 4 
3. § 13 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie 

Absatz 2 
4. § 14 Absatz 5, 6, 15 und 17 
5. § 20 Absatz 5 
6. § 23 Absatz 13 
7. § 24 Absatz 2  
8. § 26 Absatz 2 
9. § 28 Absatz 3 und 4 

 
und nach den Haushaltsvermerken im Haus-
haltsplan gelten als Änderungen des Haus-
haltssolls. 
 

Anpassungen an die entsprechenden Rege-
lungen im Haushaltsgesetz. 

  

(3) Die Anpassung der endgültig festgestellten 
Rahmenpläne nach § 30 Absatz 1 sowie die 
zur Deckung der Nettomehrbelastung erforder-
lichen Einsparungen gelten als Änderung des 
Haushaltssolls. 
 

   

§ 32 
Weitergeltung von Bestimmungen 

 

   

Die nach diesem Gesetz erteilten Ermächti-
gungen gelten bis zum Inkrafttreten des Haus-
haltsgesetzes für das folgende Haushaltsjahr 
weiter. § 18 Absatz 2 LHO bleibt hiervon unbe-
rührt. 

   

§ 33 
Schulgirokonten 

 

   

Das Ministerium für Schule und Berufsbildung 
wird ermächtigt, durch eine Richtlinie, die der 
Zustimmung des Finanzministeriums bedarf, 
die Einrichtung von Girokonten bei Kreditinsti-
tuten für Schulen in öffentlicher Trägerschaft 
zu regeln.  
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§ 34 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 

   

Das Hochschulgesetz vom 28. Februar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 184), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Juni 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162), ist in 2016 in folgender Fas-
sung anzuwenden:  
 
In § 8 Absatz 1 wird folgender Satz 4 einge-
fügt:  
 
„Die Hochschulen können sich durch Entnah-
men aus bereits gebildeten Rücklagen mit 
Einwilligung des für Wissenschaft zuständigen 
Ministeriums und des Finanzministeriums an 
der Finanzierung von Maßnahmen des Landes 
nach § 9 Absatz 1 Satz 1 und 3 beteiligen oder 
diese vollständig übernehmen.“ 

 

Übernahme der Regelung in redaktionell 
angepasster Fassung für 2016. 

  

 Die Regelungen der bisherigen §§ 35 bis 38 
werden nicht mehr benötigt. 
 

  

§ 35 
Inkrafttreten 

 

Redaktionelle Anpassungen.   

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.    
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
 
 
 
Kiel,       Dezember 2015 
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Haushaltsübersicht (Beträge in T€) 2016

Einnahmen

Einzel-
plan

Bezeichnung Jahr
01 - 09

Steuern und
steuer-

ähnliche
Abgaben

11 - 19
Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen

aus
Schulden-
dienst und

dgl.

21 - 29
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

31 - 34
Schulden-
aufnahme,
Zuwendun-

gen für
Investitionen

35 - 39
Besondere
Finanzie-

rungs-
einnahmen

Gesamt-

einnahmen

- T€ -

01 Landtag 2016 0,0 289,5 0,0 0,0 0,0 289,5

02 Landesrechnungshof 2016 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5

03 Ministerpräsident, Staatskanz-
lei

2016 0,0 14,0 21,0 600,0 283,0 918,0

04 Ministerium für Inneres und 
Bundesangelegenheiten

2016 0,0 27.342,9 40.987,5 27.967,0 21.944,8 118.242,2

05 Finanzministerium 2016 0,0 25.621,0 11.289,7 0,0 0,0 36.910,7

06 Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Technolo-
gie

2016 0,0 8.166,4 244.510,2 112.347,0 0,0 365.023,6

07 Ministerium für Schule und 
Berufsbildung

2016 0,0 964,5 23.559,3 0,0 540,0 25.063,8

09 Ministerium für Justiz, Kultur 
und Europa

2016 0,0 164.691,7 3.070,1 0,0 283,0 168.044,8

10 Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung

2016 0,0 2.781,4 449.267,3 64.725,4 3.209,9 519.984,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2016 8.066.350,0 152.537,0 795.979,0 4.020.032,9 69.175,2 13.104.074,1

12 Hochbaumaßnahmen und 
Raumbedarfsdeckung des 
Landes

2016 0,0 2.950,0 0,0 20.109,0 0,0 23.059,0

13 Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume

2016 56.570,0 31.453,4 85.798,6 27.901,1 691,2 202.414,3

14 Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, E-Gover-
nment und Organisation

2016 0,0 640,0 0,0 0,0 1.115,0 1.755,0

15 Landesverfassungsgericht 2016 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe Haushalt 2016 8.122.920,0 417.452,3 1.654.482,7 4.273.682,4 97.242,1 14.565.779,5

Summe Haushalt 2015 7.851.458,0 434.411,9 1.616.483,4 4.218.820,6 28.750,7 14.149.924,6

mehr(+) / weniger(-) +271.462,0 -16.959,6 +37.999,3 +54.861,8 +68.491,4 +415.854,9
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Ausgaben

41 - 49
Personal-
ausgaben

51 - 55
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben

56 - 59
Schulden-

dienst

61 - 69
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

71 - 79
Baumaß-
nahmen

81 - 89
Sonstige

Investitionen
und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

91 - 99
Besondere 
Finanzie-

rungs-
ausgaben

Gesamt-

ausgaben

Überschuss

(+)

/

Zuschuss

(-)

- T€ -

24.744,3 3.038,4 0,0 5.960,5 0,0 202,0 0,0 33.945,2 -33.655,7

5.246,2 540,8 0,0 2,1 0,0 63,0 0,0 5.852,1 -5.851,6

13.077,5 2.051,7 0,0 2.963,7 0,0 1.246,0 0,0 19.338,9 -18.420,9

394.188,5 80.484,2 400,0 277.461,8 1.640,0 67.751,7 0,0 821.926,2 -703.684,0

190.015,2 13.142,3 0,0 1.573,6 0,0 504,0 115,0 205.350,1 -168.439,4

14.114,4 3.627,8 0,0 378.400,1 0,0 191.676,8 67,5 587.886,6 -222.863,0

1.317.601,8 15.322,6 0,0 159.873,8 0,0 2.972,8 380,0 1.496.151,0 -1.471.087,2

251.511,4 138.673,9 0,0 48.985,5 0,0 7.428,7 0,0 446.599,5 -278.554,7

32.374,7 9.165,2 0,0 1.913.775,9 333,7 137.060,5 1.048,8 2.093.758,8 -1.573.774,8

1.653.205,2 12.626,8 4.686.803,5 1.742.164,0 0,0 46.620,3 46.022,7 8.187.442,5 +4.916.631,6

0,0 109.900,6 0,0 6.500,0 93.086,2 1.197,0 0,0 210.683,8 -187.624,8

63.804,8 47.808,6 0,0 130.386,3 950,0 99.362,6 -6.383,8 335.928,5 -133.514,2

0,0 108.277,3 0,0 5.621,0 1,0 6.970,0 0,0 120.869,3 -119.114,3

38,0 9,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 47,0 -47,0

3.959.922,0 544.669,2 4.687.203,5 4.673.668,3 96.010,9 563.055,4 41.250,2 14.565.779,5 +0,0

3.843.189,6 507.773,7 4.488.462,9 4.498.568,0 161.906,2 653.899,7 -3.875,5 14.149.924,6 +0,0

+116.732,4 +36.895,5 +198.740,6 +175.100,3 -65.895,3 -90.844,3 +45.125,7 +415.854,9
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noch Haushaltsübersicht 2016

Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen

(Beträge in T€) 

Einzel-

plan Bezeichnung

Ver-

pflich-

tungs-

ermächti-

gungen

Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) dürfen

fällig werden

2016 2017 2018 2019 2020 ff.

T€

1 2 3 4 5 6 7

03 Ministerpräsident, Staatskanzlei 800,0 500,0 300,0

04 Ministerium für Inneres und 
Bundesangelegenheiten

33.780,0 6.700,0 10.720,0 8.100,0 8.260,0

06 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie

155.824,0 52.400,0 43.658,0 40.167,0 19.599,0

07 Ministerium für Schule und Berufsbildung 20.790,0 10.130,0 4.870,0 4.420,0 1.370,0

09 Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 13.005,0 5.590,0 3.910,0 3.465,0 40,0

10 Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung

528.468,0 128.693,0 132.081,0 134.466,0 133.228,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 71.700,0 2.900,0 4.900,0 5.800,0 58.100,0

12 Hochbaumaßnahmen und Raumbedarfsdeckung 
des Landes

136.131,0 68.167,0 50.564,0 17.400,0

13 Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume

387.739,0 330.986,0 26.851,0 14.779,0 15.123,0

Zusammen: 1.348.237,0 606.066,0 277.854,0 228.597,0 235.720,0
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Teil II:   Finanzierungsübersicht 2016

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an 
Rücklagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages) 10.610.661,1 T€

2. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, 
und Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen) 10.558.093,9 T€

3. Finanzierungssaldo 52.567,2 T€

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.006.685,6 T€

4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 3.955.118,4 T€

Netto-Neuverschuldung (Saldo aus 4.1 und 4.2) 51.567,2 T€

5. Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge - T€

6. Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen - T€

7. Rücklagenbewertung

7.1 Entnahmen aus Rücklagen 1.000,0 T€

7.2 Zuführungen an Rücklagen - T€

Saldo aus 7.1 und 7.2 + 1.000,0 T€

8. Finanzierungssaldo 52.567,2 T€

Teil III:   Kreditfinanzierungsplan 2016

I. Kredite am Kreditmarkt

1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.006.685,6 T€

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

3.955.118,4 T€

- T€

- T€ 3.955.118,4 T€

3. Saldo aus 1. und 2. 51.567,2 T€

II. Kredite im öffentlichen Bereich

4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften - T€

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften 493,2 T€
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